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Vermittlungsausschuss: Beratung zum Wachstumschancengesetz am 21.02.2024 

Der Bundesrat hat offiziell verkündet, dass der Vermittlungsausschuss am 21.02.2024 zur Beratung 

über das Wachstumschancengesetz zusammentreten wird. Ein solcher Termin war im vergange-

nen Jahr nicht mehr zustandegekommen, weil sich die Koalition einerseits und die Länder ande-

rerseits zunächst über die Aufstellung des Haushalts für das Jahr 2024 einig werden wollten. Hin-

tergrund ist, dass das Wachstumschancengesetz haushaltswirksame Regelungen in Höhe von 6 

bis 7 Mrd. Euro enthält und deshalb die Haushaltslage abgewartet werden sollte. Nun steht zur 

Debatte, in welcher Höhe insbesondere die Länder bereit sind, Aufkommenseinbußen mitzutra-

gen.  

Dem Vernehmen nach wird ein Vorschlag diskutiert, der auf ein Gesamtvolumen von nur noch 

etwa 3 Mrd. Euro hinauslaufen würde. Gekürzt werden müsste dann insbesondere bei den geplan-

ten Maßnahmen zur degressiven Afa, zum Abbau der unsystematischen Beschränkungen bei der 

Verlustverrechnung sowie bei der Investitionsprämie. Der Entwurf soll außerdem auch nicht haus-

haltswirksame Maßnahmen enthalten, wie z.B. die Einführung der Mitteilungspflicht für innerstaat-

liche Steuergestaltungen sowie die Einführung der obligatorischen e-Rechnung im zwischenun-

ternehmerischen Bereich.  

Welche Regelungen es durch den Vermittlungsausschuss schaffen und welche nicht, bleibt daher 

spannend. Auch steuerfremde Themen können insoweit Einfluss auf ein etwaiges Verhandlungser-

gebnis haben, als am 21.02.2024 insgesamt vier Gesetzgebungsvorhaben im Vermittlungsaus-

schuss beraten werden. Neben dem Wachstumschancengesetz sind dies auch das „Krankenhaus-

transparenzgesetz“, das „Hauptverhandlungsdokumentationsgesetz“ sowie das „Gesetz zur För-

derung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilgerichtsbarkeit und den Fachge-

richtsbarkeiten“. 

BMF: Unentgeltliche Zuwendungen und Vorsteuerabzug 

Bislang hatte der BFH die Auffassung vertreten, dass der Vorsteuerabzug einen unmittelbaren und 

direkten Zusammenhang zwischen der bezogenen Leistung und bestimmten Ausgangsumsätzen 

bzw. der wirtschaftlichen Tätigkeit voraussetzt. Dieser Zusammenhang sei anhand des objektiven 

Inhalts der bezogenen Leistung zu bestimmen. Nur mittelbar verfolgte unternehmerische Zwecke 

waren hiernach stets unerheblich. Praktische Bedeutung hat diese Problemstellung insbesondere 

im Bereich von Erschließungsmaßnahmen: Werden Bauunternehmer verpflichtet, Erschließungs-

anlagen herzustellen, um diese einer Gemeinde unentgeltlich zu überlassen, wird dem Bauunter-

nehmer regelmäßig der Vorsteuerabzug aus den zugrundeliegenden Eingangsleistungen versagt. 

Basierend auf einer Vorabentscheidung des EuGH änderte der BFH jedoch seine Rechtsauffassung 

(vgl. TAX WEEKLY # 19/2021) und urteilte, dass einem Unternehmer der Vorsteuerabzug jedoch 

auch dann zustehen kann, wenn er eine Leistung bezieht, um diese an einen Dritten unentgeltlich 

weiterzuliefern und zugleich die eigene unternehmerische Tätigkeit zu ermöglichen. Insoweit 

könne dann auch eine mittelbare Veranlassung für den Vorsteuerabzug ausreichend sein.  

Zugleich musste der BFH vor dem Hintergrund der EuGH-Entscheidung auch seine Rechtsauffas-

sung im Hinblick auf die sog. unentgeltlichen Wertabgaben gem. § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 UStG 

ändern. Die Regelung im UStG sei unionsrechtskonform dahingehend einschränkend auszulegen, 

dass eine Besteuerung der unentgeltlichen Wertabgaben nicht erfolgt, wenn kein unversteuerter 

Endverbrauch droht. 
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Mit BMF-Schreiben vom 24.01.2024 hat die Finanzverwaltung nun auf die geänderte Rechtspre-

chung des BFH reagiert und den Umsatzsteuer-Anwendungserlass angepasst. Die Grundsätze 

diese Scheibens sollen in allen offenen Fällen Anwendung finden. 

Dem BFH folgend soll demnach eine Besteuerung von unentgeltlichen Wertabgaben nach §§ 3 

Abs. 1b, 9a UStG ausgeschlossen sein, wenn  

- die Eingangsleistung vor allem für die Bedürfnisse des Unternehmers genutzt wird und nicht 

darüber hinaus geht, was hierfür erforderlich bzw. unerlässlich ist,  

- die Kosten für die Eingangsleistung Bestandteile des Preises der vom Unternehmer erbrachten 

Leistungen sind und 

- der Vorteil, welcher einem Dritten aus der unentgeltlichen Weitergabe der Leistung entsteht, 

allenfalls nebensächlich ist (vgl. Abschn. 3.2 Abs. 4 UStAE). 

Die Finanzverwaltung stellt aber auch klar, dass die unentgeltliche Abgabe von bürgerlicher Be-

kleidung an Arbeitnehmer weiterhin der Wertabgabenbesteuerung unterliegen soll, da in diesen 

Fällen der Vorteil des Arbeitnehmers gerade nicht als nebensächlich oder untergeordnet er-

scheint. Explizit festgehalten wird auch, dass bei Zuwendungen an Betriebsangehörige im Rah-

men einer Betriebsveranstaltung eine unentgeltliche Wertabgabe vorliegen soll, wenn diese Be-

triebsveranstaltung ausschließlich dem privaten Bedarf der Betriebsangehörigen dient und der 

zugewendete Wert die betragsgrenze sog. Aufmerksamkeiten (brutto 110 €) überschreitet (vgl. 

TAX WEEKLY # 28/2023). 

Zu den Voraussetzung, nach denen auch ein lediglich mittelbar verfolgter unternehmerischer 

Zweck zum Vorsteuerabzug berechtigen kann, nimmt die Finanzverwaltung in Abschn. 15.2b 

Abs. 2a UStAE Stellung. Ein mittelbar verfolgter Zweck soll demnach nur dann ausreichen, wenn 

der Unternehmer eine Leistung bezieht, um diese an einen Dritten unentgeltlich weiterzuleisten 

und zugleich die eigene unternehmerische Tätigkeit zu ermöglichen. Voraussetzung ist zudem, 

dass: 

- die bezogene Eingangsleistung nicht über das hinausgeht, was erforderlich bzw. unerlässlich 

ist, um diesen Zweck zu erfüllen,  

- die Kosten für die Eingangsleistung Bestandteil des Preises der vom Unternehmer erbrachten 

Leistungen sind und  

- der Vorteil des Dritten allenfalls nebensächlich ist.  

Die geforderte Erforderlichkeit und Nebensächlichkeit wird anhand von Beispielsfällen näher er-

läutert. Erfüllen die bezogenen Leistungen zwar grundsätzlich die vorstehenden Kriterien, gehen 

jedoch in Art und Umfang über das Erforderliche hinaus, so soll dem Unternehmer der Vorsteuer-

abzug aus diesen Leistungen nicht in vollem Umfang zustehen und es soll eine Aufteilung der Vor-

steuerbeträge in einen abziehbaren bzw. nicht abziehbaren Teil vorzunehmen sein.  

Über die vorstehenden Anpassungen hinaus sieht die Finanzverwaltung jedoch keinen Änderungs-

bedarf bei der umsatzsteuerrechtlichen Behandlung von Erschließungsmaßnahmen und dem 

hierzu ergangenen BMF-Schreiben vom 07.06.2012. Nur auf Grundlage der von der Rechtspre-

chung entwickelten Grundsätze soll in vergleichbaren Fällen von Erschließungsmaßnahmen ein 

Vorsteuerabzug möglich sein, während die Fallbeispiele in dem damaligen BMF-Schreiben regel-

mäßig zu einem unversteuerten Endverbrauch führen.  
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Mit dem BMF-Schreiben hat die Finanzverwaltung nun ihre Auffassung zu der geänderten Recht-

sprechung des BFH veröffentlicht. Wie sich aus der Anpassung von Abschn. 3.13 Abs. 16 UStAE 

zeigt, kann die geänderte Rechtslage zum Entfall der Besteuerung einer unentgeltlichen Wertab-

gabe führen, wenn Waren, z.B. Blutzuckertestsets, kostenlos an Kunden überlassen werden, um 

hierdurch den späteren Absatz anderer Produkte zu ermöglichen. Ferner wird Unternehmern, ins-

besondere im Bereich der unentgeltlichen Erschließungsmaßnahmen, grundsätzlich das Recht auf 

den Vorsteuerabzug gewährt. Allerdings erfolgt dies nur in sehr eng begrenztem Umfang. Zudem 

scheinen die Vorgaben zur Beurteilung, in welchem Umfang eine Leistung für das eigene Unter-

nehmen erforderlich ist und wie die dem Dritten durch die unentgeltliche Weitergabe erwachse-

nen Vorteile zu gewichten sind, unterschiedlichen Würdigungen durch Unternehmer und Finanz-

verwaltung geradezu Tür und Tor zu öffnen. 

 

BFH: Verzicht des Gesellschafters auf unter Nennwert erworbene Genussrechtsforderung  

Der BFH hatte im Urteil von 16.11.2023 (IV R 28/20) zu entscheiden, welche steuerlichen Folgen 

sich ergeben, wenn Gesellschafter eine Genussrechtsforderung gegenüber ihrer Personengesell-

schaft unter Nennwert erwerben und im Anschluss auf den die Anschaffungskosten übersteigen-

den Teil der Forderung verzichten. 

Im Streitfall schuldete die Klägerin, eine KG, aus zwei Genussrechtsvereinbarungen insgesamt 

28 Mio. €, welche sie insoweit als entsprechende Verbindlichkeiten auswies. Aufgrund finanzieller 

Schwierigkeiten und zur Sicherung der Bankenfinanzierung gründeten die Gesellschafter der Klä-

gerin eine Finanzierungs-KG, die die Genussrechte mit 50 % ihres Nennwerts ablösen sollte. Zu 

diesem Zweck übertrugen die Genussrechtsinhaber die Genussrechte im Nennwert von insge-

samt 28 Mio. € gegen Zahlung von insgesamt 14 Mio. € auf die Finanzierungs-KG. Unmittelbar 

nach dem Erwerb verzichtete die Finanzierungs-KG i. H.v. 14 Mio. € auf ihre Forderung aus den 

Genussrechten und wandelte die Restforderung von 14 Mio. € in ein Darlehen um. In der Steuer-

bilanz bildete die Klägerin einen Ausgleichsposten, um den handelsrechtlichen Ertrag aufgrund 

des Wegfalls der Verbindlichkeit durch Verzicht steuerlich zu neutralisieren. Das Finanzamt war 

hingegen der Auffassung, dass die Vorgänge zu einer Gewinnrealisierung in Höhe von 14 Mio. € 

bei der Klägerin geführt hätten.  

Das Finanzgericht gab der Klage statt und entschied, dass der im Gesamthandsbereich der Kläge-

rin durch den Forderungsverzicht ausgelöste Ertrag durch die Bildung eines steuerlichen Aus-

gleichspostens zu neutralisieren sei. Die steuerlichen Folgen des Verzichts seien erst bei Vollbe-

endigung der KG oder bei Ausscheiden des Gesellschafters zu ziehen. 

Nunmehr war allerdings die vom Finanzamt eingelegte Revision erfolgreich. Der BFH hat entschie-

den, dass die in der Gesamthandsbilanz der Klägerin zunächst noch mit 28 Mio. € ausgewiesene 

Verbindlichkeit durch den Forderungsverzicht in Höhe von 14 Mio. € auszubuchen war. Aus der 

Minderung dieses Passivpostens um 14 Mio. € resultiere ein Ertrag in entsprechender Höhe (Weg-

fallgewinn). Der mit dem Wegfall der Verbindlichkeit einhergehenden Erhöhung des Gesamt-

handsvermögens stehe auch keine Einlage oder "Quasi-Einlage" der Gesellschafter der Klägerin 

gegenüber. Zwar seien die Forderungen der F-KG Sonderbetriebsvermögen (I) der Gesellschafter 

der Klägerin bei der Klägerin (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Hs. 2 EStG). Da in den Sonderbilanzen 

allerdings nur Forderungen i.H.v. insgesamt 14 Mio. € zu aktivieren waren, habe der überstei-

gende Verzichtsbetrag i.H.v. 14 Mio. € nicht aus dem Sonderbereich entnommen und in das Ge-

samthandsvermögen eingelegt werden können.  
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Diesem Ergebnis stünden auch nicht die auf Mitunternehmerschaften anzuwendenden Grundsätze 

der korrespondierenden Bilanzierung entgegen. Zwar sei es zutreffend, dass die korrespondie-

rende Bilanzierung den einheitlichen Ansatz bzw. die einheitliche Bewertung von Wirtschaftsgü-

tern in Gesamthands- und Sonderbilanz erfordere. Jedoch könnten die Grundsätze der korrespon-

dierenden Bilanzierung nicht das Anschaffungskostenprinzip beschränken. Danach müsse nach § 6 

Abs. 1 Nr. 2 EStG die Forderung in der Sonderbilanz der Gesellschafter mit den unter dem Nenn-

wert liegenden Anschaffungskosten i.H.v. 14 Mio. € aktiviert werden, während die Verbindlichkeit 

im Gesamthandsvermögen bis zum Forderungsverzicht zum Nennwert i.H.v. 28 Mio. € zu passivie-

ren gewesen sei.  

Schließlich könne – entgegen der Auffassung der Vorinstanz – der Ertrag auch nicht durch die Bil-

dung eines steuerlichen Ausgleichspostens in der Gesamthandsbilanz neutralisiert werden. Eine 

Rechtsgrundlage für die Bildung eines Ausgleichspostens sei nicht ersichtlich. 

 

BFH: Private Veräußerungsgeschäfte – Keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei Überlas-

sung an (Schwieger-)Mutter 

§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nimmt Wirtschaftsgüter, die im Zeitraum zwischen Anschaf-

fung oder Fertigstellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken (Alt. 1) oder 

im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken 

(2. Alternative) genutzt wurden, von der Besteuerung aus. 

Der BFH hat mit Urteil vom 14.11.2023 (IX R 13/23) entschieden, dass eine Nutzung zu eigenen 

Wohnzwecken im Sinne des Befreiungstatbestands des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nicht 

vorliegt, wenn die Nutzungsüberlassung an die (Schwieger-)Mutter des Steuerpflichtigen erfolgt. 

Im Streitfall überließen die miteinander verheirateten Ehegatten eine ihnen gehörende Wohnung 

an die (Schwieger-)Mutter. Nach deren Ableben veräußerten die Ehegatten die Wohnung innner-

halb der Zehnjahresfrist und machten für den hieraus erzielten Gewinn die Tatbestandsausnahme 

in § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG wegen Nutzung zu eigenen Wohnzwecken geltend. 

Dem ist der BFH – der Vorinstanz folgend – entgegengetreten. Gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

EStG sind Gewinne aus Grundstücksverkäufen grundsätzlich als sog. privates Veräußerungsge-

schäft steuerpflichtig, wenn Erwerb und Verkauf der Immobilie binnen zehn Jahren stattfinden. 

Bei einer unmittelbaren Selbstnutzung des Gebäudes durch den Steuerpflichtigen sei es unschäd-

lich, wenn er es gemeinsam mit seinen Familienangehörigen oder einem Dritten bewohne. Ein 

Gebäude werde nach der Senatsrechtsprechung zwar auch zu eigenen Wohnzwecken genutzt, 

wenn der Steuerpflichtige es einem einkommensteuerlich zu berücksichtigenden Kind unentgelt-

lich zu Wohnzwecken überlasse. Keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Sinne von § 23 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG liege hingegen vor, wenn die Überlassung nicht ausschließlich an 

ein einkommensteuerlich zu berücksichtigendes Kind, sondern zugleich an einen Dritten (zum Bei-

spiel die Kindesmutter beziehungsweise den Kindesvater) erfolge.  

Keine Selbstnutzung liege auch dann vor, wenn – wie im Streitfall – eine Wohnung an die 

(Schwieger-)Mutter überlassen werde. Die Wertung von § 4 Satz 2 EigZulG, wonach eine Nutzung 

zu eigenen Wohnzwecken auch vorliegt, soweit eine Wohnung unentgeltlich an einen Angehöri-

gen i.S.d. § 15 AO zu Wohnzwecken überlassen wird, könne nicht auf § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

Satz 3 EStG übertragen werden. In diesem Zusammenhang sei auch die unterschiedliche Zweck-

richtung der Tatbestände zu beachten. Nach diesen Maßstäben habe den Klägern insbesondere 
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keine mittelbare Nutzung zu Wohnzwecken durch die Überlassung der Eigentumswohnung an die 

Mutter der Klägerin zugerechnet werden können. 

BFH: Private Veräußerungsgeschäfte – Keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei Abtren-

nung und Veräußerung eines unbebauten Teils des Wohngrundstücks 

Der BFH hat mit Urteil vom vom 26.09.2023 (IX R 14/22) entschieden, dass die Veräußerung eines 

abgetrennten unbebauten (Garten-)Grundstücks nicht wegen einer Nutzung zu eigenen Wohn-

zwecken von der Einkommensteuer befreit ist.  

Im Streitfall hatten die Steuerpflichtigen ein Grundstück mit einem alten Bauernhofgebäude er-

worben. Das Gebäude bewohnten sie selbst. Das Gebäude war von einem fast 4.000 qm großen 

Grundstück umgeben. Dieses nutzten die Steuerpflichtigen als Garten. Später teilten die Steuer-

pflichtigen das Grundstück in zwei Teilflächen. Sie bewohnten weiterhin das Haus auf dem einen 

Teilstück. Den anderen – unbebauten – Grundstücksteil veräußerten sie innerhalb der Zehnjahres-

frist ab dem ursprünglichen Grundstückserwerb. Für den hieraus erzielten Gewinn machten die 

Kläger die Tatbestandsausnahme in § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG wegen Nutzung zu eige-

nen Wohnzwecken geltend. 

Dem ist der BFH – der Vorinstanz folgend – entgegengetreten. Gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

EStG sind Gewinne aus Grundstücksverkäufen grundsätzlich als sog. privates Veräußerungsge-

schäft steuerpflichtig, wenn Erwerb und Verkauf der Immobilie binnen zehn Jahren stattfinden. 

Eine Ausnahme von der Besteuerung ist nur dann gegeben, wenn die Immobilie vom Steuerpflich-

tigen selbst bewohnt wird, wobei auch die unentgeltliche Nutzung durch einkommensteuerlich 

zu berücksichtigende Kinder als Selbstnutzung zugerechnet wird.   

Ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen dem zu eigenen Wohnzwe-

cken genutzten Gebäude und dem dazugehörenden Grund und Boden entfalle jedoch, soweit 

von dem bisher ungeteilten Wohngrundstück ein (unbebauter) Teil abgetrennt werde. Die beiden 

dadurch entstandenen Grundstücke seien damit in Bezug auf ihre "Nutzung zu eigenen Wohn-

zwecken" jeweils getrennt zu betrachten. Mangels eines auf dem Grundstück befindlichen Gebäu-

des können unbebaute Grundstücke nicht bewohnt werden. Dies gelte folgerichtig auch, wenn 

ein vorher als Garten genutzter Grundstücksteil abgetrennt und dann veräußert werde. 
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Alle am 25.01.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV R 28/20 16.11.2023 
Verzicht des Gesellschafters auf unter Nennwert erworbene 

Genussrechtsforderung 

X R 3/21 15.11.2023 

Abgrenzung zwischen Leibrente und dauernder Last bei einer 

bis zum 31.12.2007 vereinbarten Vermögensübertragung ge-

gen Versorgungsleistungen 

IX R 13/23 14.11.2023 
Keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei Überlassung an 

(Schwieger-)Mutter 

VIII R 8/20 24.10.2023 
Steuerbarkeit der Erstattung von auf der Fondsebene erhobe-

nen Verwaltungsgebühren durch den Investmentmanager 

III R 10/22 12.10.2023 

Kindergeld: Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung bei 

Freiwilligendienst zwischen mehreren Ausbildungsabschnit-

ten 

IX R 14/22 26.09.2023 

Private Veräußerungsgeschäfte: Nutzung zu eigenen Wohn-

zwecken bei Abtrennung und Veräußerung eines unbebauten 

Teils des Wohngrundstücks 

 

Alle am 25.01.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IX R 25/23 10.01.2024 Kosten der Anschlussrevision bei Revisionsrücknahme 

X S 31/23 09.01.2024 
Entscheidung über Anhörungsrüge nach Wechsel der Senats-

besetzung nach aktuellem Geschäftsverteilungsplan 

IV R 11/21 07.12.2023 
Kein Investitionsabzugsbetrag zugunsten des Erwerbers eines 

Anteils an einer Personengesellschaft 

IX R 10/22 14.11.2023 
Privates Veräußerungsgeschäft nach trennungsbedingtem 

Auszug eines Ehepartners 

II R 20/21 08.11.2023 
Verminderung der Beteiligung eines Kommanditisten am Ver-

mögen einer grundbesitzenden KG 
 

Alle bis zum 26.01.2024 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

III C 2 - S 

7109/19/10004 

:001 

24.01.2024 

Unentgeltliche Zuwendungen und Vorsteuerabzug; Folgen 

aus dem BFH-Urteil vom 16. Dezember 2020 – XI R 26/20 (XI 

R 28/17) 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410004/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410008/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410007/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410005/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410003/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410006/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450009/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450006/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450004/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450005/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450007/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-01-24-unentgeltliche-zuwendungen-und-vorsteuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-01-24-unentgeltliche-zuwendungen-und-vorsteuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-01-24-unentgeltliche-zuwendungen-und-vorsteuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

IV C 5 - S 

2295/21/10001 

:001 

23.01.2024 
Ermittlung der steuerlichen Identifikationsnummer für die 

elektronische Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungen 

III C 2 - S 

7200/19/10003 

:019 

23.01.2024 

Umsatzsteuer; Entgelt von dritter Seite bei Zahlung eines Ge-

rätebonus durch ein Mobilfunkunternehmen für die Abgabe 

eines Endgeräts durch den Vermittler eines Mobilfunkvertrags 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-01-23-ermittlung-der-steuerlichen-identifikationsnummer-fuer-die-elektronische-uebermittlung-von-lohnsteuerbescheinigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-01-23-ermittlung-der-steuerlichen-identifikationsnummer-fuer-die-elektronische-uebermittlung-von-lohnsteuerbescheinigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-01-23-ermittlung-der-steuerlichen-identifikationsnummer-fuer-die-elektronische-uebermittlung-von-lohnsteuerbescheinigungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-01-23-entgelt-von-dritter-seite-bei-zahlung-eines-geraetebonus-durch-ein-mobilfunkunternehmen-fuer-die-abgabe-eines-endgeraets-durch-den-vermittler-eines-mobilfunkvertrags.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-01-23-entgelt-von-dritter-seite-bei-zahlung-eines-geraetebonus-durch-ein-mobilfunkunternehmen-fuer-die-abgabe-eines-endgeraets-durch-den-vermittler-eines-mobilfunkvertrags.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-01-23-entgelt-von-dritter-seite-bei-zahlung-eines-geraetebonus-durch-ein-mobilfunkunternehmen-fuer-die-abgabe-eines-endgeraets-durch-den-vermittler-eines-mobilfunkvertrags.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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I. Einleitung  


1 Ein Unternehmer ist unter den übrigen Voraussetzungen des § 15 UStG zum Vorsteuerabzug 
berechtigt, wenn er Eingangsleistungen für Zwecke seines Unternehmens und damit für seine 
wirtschaftliche Tätigkeit bezieht. 


2 Ein Unternehmer, der für Zwecke des Vorsteuerabzugs als Leistungsempfänger anzusehen ist, 
ist zum Vorsteuerabzug berechtigt, soweit er Leistungen für sein Unternehmen im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 UStG und damit für seine unternehmerischen Tätigkeiten zur Erbringung entgeltli-
cher Leistungen zu verwenden beabsichtigt (vgl. BFH-Urteil vom 27. Januar 2011 – V R 38/09, 
BStBl II 2012 S. 68). Nach der bisherigen BFH-Rechtsprechung musste zwingend nach dem 
objektiven Inhalt der bezogenen Leistung ein direkter und unmittelbarer Zusammenhang 


www.bundesfinanzministerium.de 
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Seite 2  zwischen Eingangs- und Ausgangsleistung bestehen (vgl. BFH-Urteil vom 11.  April 2013  –  
V R  29/10, BStBl  II S.  840). Nur mittelbar verfolgte  Zwecke waren bisher stets unerheblich 
(vgl. BFH-Urteil vom 13. Januar 2011 – V R 12/08, BStBl  II 2012 S. 61).  


3 In seinem  Folgeurteil  zum EuGH-Urteil vom 16.  September 2020, C-528/19, Mitteldeutsche  
Hartstein-Industrie, hat der BFH mit Urteil vom 16.  Dezember 2020  – XI R  26/20 (XI R 28/17),  
BStBl  II 2024 S. xxx, abweichend von der bisherigen Rechtsprechung und der Verwaltungs-
auffassung entschieden,  dass der Vorsteuerabzug  aus einem mittelbar unternehmerisch veran-
lassten  Leistungsbezug zulässig ist, der unentgeltlich an einen Dritten weitergeliefert wird, so-
wie eine daraus resultierende unentgeltliche Wertabgabe nicht besteuert wird, wenn kein un-
versteuerter Endverbrauch droht. 


4 Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der  
Länder  gilt nach dieser Entscheidung F olgendes:   


II. Anwendung der Rechtsprechung zum Vorsteuerabzug bei „mittelbarer“ Veran-
lassung  


5 Mit Urteil vom 16. Dezember 2020 –  XI R  26/20 (XI R 28/17), a. a. O., hat der  BFH  entschie-
den, dass einem Unternehmer der  Vorsteuerabzug auch dann zustehen kann, wenn er  eine  Leis-
tung bezieht, um diese an einen Dritten unentgeltlich weiter zu liefern  und zugleich die  eigene  
unternehmerische Tätigkeit zu ermöglichen. Dies setzt aber voraus, dass die bezogene Ein-
gangsleistung nicht über das hinausgeht, was erforderlich bzw. unerlässlich ist, um diesen  
Zweck zu  erfüllen,  und die Kosten der Eingangsleistung (kalkulatorisch) im Preis der  getätigten  
Ausgangsumsätze enthalten sind und der Vorteil des Dritten (im Urteilsfall: der Allgemeinheit)  
allenfalls nebensächlich ist.  


6 Nur unter diesen Voraussetzungen reicht entgegen der bisherigen Rechtsprechung e ine „mittel-
bare“ Veranlassung für den Vorsteuerabzug a us. Darüber hinaus ist das  BFH-Urteil vom 13.  Ja-
nuar 2011 – V R 12/08, a. a. O. weiterhin anzuwenden. 


7 Außerdem hat der  BFH  mit o.  a. Urteil vom 16.  Dezember 2020 entschieden, dass §  3 Abs. 1b 
Satz  1 Nr. 3 UStG unionsrechtskonform dahingehend einschränkend auszulegen ist, dass eine  
Besteuerung der unentgeltlichen Wertabgabe nicht erfolgt, wenn kein unversteuerter Endver-
brauch droht.  







 
   


  
    


  
 


  
  


   
 


 


  
    


   


    
 


     
 


 
  


 
  


 
   


      
 


 
 


        
 


    
   


 
  


  


   
 


  
 
   


  


Seite 38 Für den Vorsteuerabzug aus Erschließungsmaßnahmen ergibt sich durch die v. b. Rechtspre-
chung kein Änderungsbedarf am BMF-Schreiben zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung von 
Erschließungsmaßnahmen vom 7. Juni 2012, BStBl I S. 621, weil in den dortigen Fällen im 
Regelfall die unentgeltliche Weitergabe von Leistungen zu einem unversteuerten Endverbrauch 
führen würde. Nur unter den nunmehr von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen kann 
bei Erschließungsmaßnahmen, die unter den mit dem Urteilsfall XI R 26/20 (XI R 28/17) ver-
gleichbaren Bedingungen erfolgen, ein Vorsteuerabzug möglich sein. 


9 Die Genehmigung zum Ausbau z. B. einer Gemeindestraße führt in solchen Fällen nicht zu 
einem tauschähnlichen Umsatz, da die Ausbaumaßnahme keine Gegenleistung für die Geneh-
migung darstellt. 


III. Änderungen  des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses  


10 Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, der zu-
letzt durch das BMF-Schreiben vom 23. Januar 2024 – III C 2 – S 7200/19/10003 :019 
(2023/1237710), BStBl I S. xxx – geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In Abschnitt 3.2 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 angefügt: 


„(4) 1Droht kein unversteuerter Endverbrauch, sind § 3 Abs. 1b und 9a UStG 
unionsrechtskonform dahingehend einschränkend auszulegen, dass eine Besteuerung
der unentgeltlichen Wertabgabe nicht erfolgt. 2Dieser droht nicht, wenn 
- die Eingangsleistung vor allem für Bedürfnisse des Unternehmers genutzt wird
und nicht darüber hinaus geht, was hierfür erforderlich bzw. unerlässlich ist, 


- die Kosten für die Eingangsleistung Bestandteile des Preises der von ihm 
erbrachten Leistungen sind und 


- der Vorteil des Dritten allenfalls nebensächlich ist, 
vgl. hierzu BFH-Urteil vom 16.12.2020 – XI R 26/20 (XI R 28/17), BStBl II 2024 
S. xxx und Abschnitt 15.2b Abs. 2a. 3Diese Voraussetzungen bestehen beispielsweise 
in folgenden Fällen nicht (mit der Folge, dass unter den übrigen Voraussetzungen 
eine unentgeltliche Wertabgabe vorliegt): 
- Bei der unentgeltlichen Abgabe von bürgerlicher Bekleidung an Arbeitnehmer;
die unternehmerischen Gründe für die Überlassung wie auch das 
eigenbetriebliche Interesse des Unternehmers ändern daran nichts, weil der 
Vorteil des Arbeitnehmers nicht als nebensächlich oder untergeordnet erscheint
(vgl. BFH-Urteil vom 24.08.2022 – XI R 3/22, BStBl II 2023 S. 936). 


- Bei Zuwendungen an Betriebsangehörige im Rahmen einer 
Betriebsveranstaltung, wenn diese ausschließlich dem privaten Bedarf der 
Betriebsangehörigen dienen und über Aufmerksamkeiten hinausgehen (vgl. BFH-
Urteil vom 10.05.2023 – V R 16/21, BStBl II S. 1023).“ 


2. Abschnitt 3.3 Abs. 16 wird wie folgt gefasst: 


„(16) Ein Set – bestehend aus Blutzuckermessgerät, Stechhilfe und Teststreifen –, das
über Ärzte, Schulungszentren für Diabetiker und sonstige Laboreinrichtungen 







 
   


   
  


  
 


  
 


   
 


  
  


    
   


   
 


   
 


    
 
 


   
   


  
  


  
    


    
   


   
   


  
 


 
    


   
   


 
  


  
  


   
 


  
   


    
  


  


  
  


 
  


 
 


 


Seite 4 unentgeltlich an die Patienten abgegeben wird, ist kein Warenmuster im Sinne des § 3 
Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 UStG (vgl. BFH-Urteil vom 12.12.2012 – XI R 36/10, BStBl II 2013
S. 412); vgl. aber zur Besteuerung einer Wertabgabe und zum Vorsteuerabzug 
Abschnitt 3.2 Abs. 4 sowie Abschnitt 15.2b Abs. 2a.“ 


3. Abschnitt 15.2b wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„3Zwischen Eingangs- und Ausgangsleistung muss nach dem objektiven Inhalt der
bezogenen Leistung ein direkter und unmittelbarer Zusammenhang bestehen (vgl. 
BFH-Urteil vom 11.04.2013 – V R 29/10, BStBl II S. 840); nur mittelbar verfolgte 
Zwecke sind unerheblich (vgl. BFH-Urteil vom 13.01.2011 – V R 12/08, BStBl II 
2012 S. 61), sofern die Voraussetzungen nach Absatz 2a nicht erfüllt sind.“ 


b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a angefügt: 


„(2a) 1Bezieht ein Unternehmer eine Leistung, um diese an einen Dritten 
unentgeltlich weiter zu leisten und zugleich die eigene unternehmerische
Tätigkeit zu ermöglichen, steht ihm der Vorsteuerabzug zu, wenn die bezogene
Eingangsleistung nicht über das hinausgeht, was erforderlich bzw. unerlässlich
ist, um diesen Zweck zu erfüllen, und die Kosten für die Eingangsleistung
Bestandteil des Preises der von ihm erbrachten Leistungen sind und der Vorteil
des Dritten allenfalls nebensächlich ist. 2Nur insoweit reicht eine mittelbare 
Veranlassung für den Vorsteuerabzug aus (vgl. BFH-Urteil vom 16.12.2020 – 
XI R 26/20 (XI R 28/17), BStBl II 2024 S. xxx). 3Der Bezug einer Leistung ist
insbesondere dann erforderlich bzw. unerlässlich, wenn der Unternehmer seine 
wirtschaftliche Tätigkeit ohne Ausführung dieses Leistungsbezugs nicht ausüben
oder fortführen könnte. 4Ein solcher Leistungsbezug ist nicht schon deswegen
erforderlich bzw. unerlässlich, weil dieser sich allein aus der Erfüllung einer
rechtlichen Verpflichtung (wie z. B. einer behördlichen Auflage) begründet. 
5Geht der Leistungsbezug über das hinaus, was erforderlich bzw. unerlässlich
war, liegt ein Leistungsbezug für das Unternehmen insoweit nicht vor und ein
Vorsteuerabzug ist entsprechend ausgeschlossen; es besteht dann auch kein 
Zuordnungswahlrecht nach Abschnitt 15.2c Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b. 
6Eine in Fällen des Satzes 5 ggf. erforderliche Aufteilung ist in analoger 
Anwendung des Abschnitts 15.17 vorzunehmen. 7Der Vorteil des Dritten ist 
insbesondere dann allenfalls nebensächlich, wenn die Weiterleistung der 
Leistung nicht den Bedürfnissen dieses Dritten dient oder wenn der Vorteil dieses
Dritten gegenüber dem Bedarf des Unternehmers nur nebensächlich ist. 
Be i sp i e l  1 :  


1Unternehmer U möchte einen Steinbruch unternehmerisch ausbeuten. 2Der 
Betrieb des Steinbruchs wird von der zuständigen Behörde nur unter der
Auflage genehmigt, dass die Erschließung des Steinbruchs über eine 
öffentliche Gemeindestraße erfolgt. 3U verpflichtet sich, die Kosten für den 
Ausbau der Straße zu tragen. 4Die hierfür von U bezogenen Leistungen 
werden nur zu dem für die Nutzung durch den Schwerlastverkehr 
erforderlichen Ausbau der Straße genutzt und gehen nicht darüber hinaus.
5Die Kosten für den Straßenausbau gehen kalkulatorisch in den 
Verkaufspreis der abgebauten Steine ein. 6Durch Abnahme der Bauleistung
durch die Gemeinde wird die Straße kostenlos an diese übertragen. 7Die 
(öffentliche) Straße wird in der Folge hauptsächlich von dem 
Schwerlastverkehr im Zusammenhang mit dem Steinbruch genutzt, daneben
erfolgt nur eine geringe Nutzung durch die Allgemeinheit (Pkw-Verkehr). 
8Die Errichtung der Straße ist Voraussetzung für den Betrieb des 
Steinbruchs. 9Die Arbeiten für die Errichtung der Straße gehen nicht über 







 
   


 
  


   
 


   
  


    
  


 
  


  
  


  
   


  
 


  
  
  


  
  


 
  


 
  


 
 


 
   


 


  
  


  
  


 
  


  
  


  
   


 
  


 


  


 
 


   
  


  


 


Seite 5 das hinaus, was erforderlich war, um den Steinbruch zu betreiben. 10Die 
Kosten für die Baumaßnahmen gehen in die zum Vorsteuerabzug 
berechtigenden Ausgangsumsätze des U ein. 11Aufgrund der hauptsächlichen 
Nutzung der Straße für den Schwerlastverkehr des U ist der Nutzen für die
Gemeinde (in Form der nur geringen Pkw-Nutzung durch die Allgemeinheit) 
nur nebensächlich. 12U ist daher zum Vorsteuerabzug aus den im 
Zusammenhang mit dem Straßenausbau bezogenen Leistungen berechtigt.
13Eine Besteuerung der unentgeltlichen Wertabgabe des U an die Gemeinde
erfolgt unter den genannten Umständen nicht (vgl. BFH-Urteil vom 
16.12.2020 – XI R 26/20 (XI R 28/17), a. a. O.). 


Be i sp i e l  2 :  
1Ein Industriebetrieb wird über eine zum Schwerlastverkehr grundsätzlich
geeignete Straße beliefert. 2Durch die Besucher eines nah gelegenen
Naherholungsgebiets wird der Lkw-Verkehr so erheblich beeinträchtigt, dass
die Produktionsabläufe grundlegend gestört werden. 3Der Industriebetrieb 
hat von der Gemeinde auf Antrag die Genehmigung erhalten, auf eigene
Kosten die Straße so zu verbreitern, dass ein reibungsloser Lkw-Verkehr
wieder möglich ist. 4Um die Unfallgefahr durch das hohe 
Radfahreraufkommen zu minimieren, baut der Unternehmer freiwillig einen
zusätzlichen Fahrradweg. 5Aufgrund einer Auflage in der Genehmigung führt 
der Unternehmer dazu Maßnahmen zur Begrünung durch, um den 
Charakter des Naherholungsgebiets zu erhalten. 6Alle Maßnahmen werden 
ausschließlich auf Grundstücken der Gemeinde durchgeführt bzw. betreffen 
die dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße. 
7Die Verbreiterung der Straße ist für die Ausübung der wirtschaftlichen
Tätigkeit des Industriebetriebes erforderlich, da erst hierdurch wieder ein
ungestörter Betriebsablauf möglich ist. 8Darüber hinaus ist der Vorteil der 
Gemeinde nur nebensächlich, da bereits eine für den öffentlichen Verkehr
nutzbare Straße vorhanden ist. 9Daher erfolgt der Bezug dieser Leistung für 
das Unternehmen des Industriebetriebes, wodurch insoweit ein 
Vorsteuerabzug möglich ist. 10Die Aufwendungen für den Fahrradweg dienen 
der Verkehrssicherheit und verbessern weiter den Verkehrsfluss. 11Allerdings
ist eine Nutzung der ausgebauten Straße durch die Lkw auch ohne den 
Fahrradweg möglich. 12Daneben ist der Vorteil für die Gemeinde bzw. die 
Allgemeinheit nicht nur nebensächlich, indem die Radfahrer mit dem 
Fahrradweg nun einen eigenen, bislang nicht vorhandenen Verkehrsstreifen
nutzen können. 13Damit erfolgt dieser Leistungsbezug nicht für das 
Unternehmen und ein Vorsteuerabzug ist insoweit unzulässig. 14Die 
Begrünungsmaßnahmen sind für die Ausübung der wirtschaftlichen Tätigkeit
nicht erforderlich. 15Selbst die gemeindliche Auflage zur Vornahme 
entsprechender Maßnahmen führt nicht dazu, dass diese für die Ausübung
der wirtschaftlichen Tätigkeit unerlässlich werden. 16Daneben ist der Vorteil 
für die Gemeinde bzw. die Allgemeinheit aus der Begrünung nicht nur 
nebensächlich, sondern dient unmittelbar ihren Bedürfnissen. 17Damit erfolgt
dieser Leistungsbezug nicht für das Unternehmen und ein Vorsteuerabzug ist
insoweit unzulässig. 18Wurden die einzelnen Leistungen oder 
Leistungsbestandteile nicht gesondert abgerechnet, ist eine Aufteilung der
Vorsteuerbeträge in analoger Anwendung des Abschnitts 15.17 
vorzunehmen. 19Hinsichtlich der eigentlichen Straßenverbreiterung ergibt 
sich keine unentgeltliche Wertabgabe, da der Leistungsbezug für den 
Industriebetrieb erforderlich bzw. unerlässlich ist, um seine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausüben zu können, und der Vorteil der Gemeinde hier allenfalls
nebensächlich ist, da bereits eine nutzbare Straße vorhanden ist. 
20Hinsichtlich des Fahrradweges und der Begrünung ergibt sich ebenfalls
keine unentgeltliche Wertabgabe, da insoweit schon keine Berechtigung zum
Vorsteuerabzug bestanden hat.“ 


Anwendungsregelung  


11 Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 







 
      


 


  


 
 


 
 
 


   
 


Seite 126 Die Regelungen im BMF-Schreiben vom 7. Juni 2012, BStBl I S. 621, sind weiter anzuwenden, 
soweit oben keine abweichenden Regelungen getroffen werden. 


Schlussbestimmungen   


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Urteil vom 16. November 2023, IV R 28/20
Verzicht des Gesellschafters auf unter Nennwert erworbene Genussrechtsforderung


ECLI:DE:BFH:2023:U.161123.IVR28.20.0


BFH IV. Senat


FGO § 118 Abs 2, EStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 2, EStDV 2000 § 60 Abs 2, EStG VZ 2010


vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 07. Oktober 2020, Az: 1 K 2191/15


Leitsätze


1. Erwirbt der Gesellschafter eine Genussrechtsforderung gegen die Personengesellschaft unter Nennwert und verzichtet
er im Anschluss auf den die Anschaffungskosten übersteigenden Teil der Forderung, entsteht im Gesamthandsbereich
ein "Wegfallgewinn", der aus der Minderung der Verbindlichkeit resultiert.


2. Die Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung stehen dem nicht entgegen. Der Ertrag kann auch nicht durch die
Bildung eines steuerlichen Ausgleichspostens neutralisiert werden.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 07.10.2020 - 1 K 2191/15
aufgehoben.


Die Klage wird abgewiesen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist die Behandlung eines Forderungsverzichts.1


Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist eine Personengesellschaft in der Rechtsform der GmbH & Co. KG,
die im Bereich der … tätig ist. Sie ist Teil der C-Gruppe und fungiert als Organträgerin. Komplementärin ist die D-
GmbH, die nur eine Vergütung erhält. Kommanditistinnen sind die H-GmbH (80 %), die V-AG (10 %) und die L-AG
(10 %).


2


Im Jahr 2004 schloss die Klägerin mit der A-LP (Kanalinseln) und der B-LP (Kanalinseln) jeweils eine
Genussrechtsvereinbarung (GRV) ab, mit der die Gläubigerinnen der Klägerin (Kreditnehmerin) einen Vorschuss in
Höhe von 10 Mio. € beziehungsweise 18 Mio. € mit einer Laufzeit bis März beziehungsweise Oktober 2011
gewährten (P). Die Verbindlichkeiten aus den GRV wurden von der Klägerin mit ihrem Nennwert von insgesamt
28 Mio. € in der Gesamthandsbilanz passiviert.


3


Bedingt durch hohe Investitionen … kam es in der C-Gruppe Ende 2008 zu hohen Verlusten. Anlaufschwierigkeiten
im Werk und die allgemeine Wirtschaftskrise führten dazu, dass laufende langfristige Kredite nicht mehr getilgt
werden konnten. Das Bankenkonsortium gewährte eine Tilgungsaussetzung; die ausgesetzten Tilgungsbeträge der
Bankdarlehen für die Vorjahre sollten Ende 2010 zurückgeführt werden, wozu die C-Gruppe aber nicht in der Lage
war. Eine Verlängerung der im März 2011 zur Rückzahlung fälligen P-Mittel war aufgrund des von der Finanzkrise
noch stark belasteten Risikokapitalmarkts und des seinerzeit hohen Insolvenzrisikos der C-Gruppe ausgeschlossen.
Für eine ordnungsgemäße Rückzahlung stand der C-Gruppe keine Liquidität zur Verfügung. Im Herbst 2010 machten
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die Banken die Gewährung eines neuen Finanzierungsrahmens davon abhängig, dass die P-Mittel vorab getilgt
werden. Nach dem Willen der Banken sollten ihre Mittel nicht zur Tilgung der nachrangigen P-Verbindlichkeiten
verwendet werden, während sie seit 2008 keine Tilgungen mehr erhalten hatten. Es sollte aber auch keine
Zahlungsunfähigkeit dadurch eintreten, dass die Klägerin die fälligen P-Mittel nicht zurückzahlen kann.


Vor diesem Hintergrund erklärten sich die Gesellschafter der Klägerin bereit, 14 Mio. € zur Ablösung der GRV zur
Verfügung zu stellen. Hierzu gründeten sie (und X mit einer Kommanditeinlage von 500 €, aber ohne
Vermögensbeteiligung) mit Gesellschaftsvertrag vom 29.11.2010 die F-GmbH & Co. KG (F-KG) und boten den
Genussrechtsgläubigern den Ankauf der Forderungen an. Auf ihr eigenes Vorkaufsrecht verzichteten sie.


5


Am 17.12.2010 schlossen die Genussrechtsinhaber (Übertragende), die F-KG (Empfängerin) und die Klägerin
(Kreditnehmerin) über die beiden Genussrechte in Höhe von 10 Mio. € beziehungsweise 18 Mio. € jeweils einen
Übertragungsvertrag ("Transfer Agreement"). § 2.3 enthielt jeweils die aufschiebenden Bedingungen, die für die
Wirksamkeit der Übertragung erfüllt und nachgewiesen sein mussten. Nach § 3 war der Kaufpreis von 5 Mio. €
beziehungsweise 9 Mio. € bis spätestens 22.12.2010 fällig. Unter § 5 enthielten die Übertragungsverträge
"Erklärungen und weitere Zusicherungen der Empfängerin". § 5.3 lautet wie folgt:


   "Unter der Voraussetzung, dass die Übertragung nach § 2.2 durchgeführt wurde, versichern sowohl die
Empfängerin wie [auch] der Kreditnehmer gegenüber der Übertragenden, dass sie während der derzeitigen
finanziellen Restrukturierung des Kreditnehmers, wovon die Übertragung ein Teil ist, und noch vor dem in § 3.1
der GRV genannten Enddatum, die GRV in ein Nachrangdarlehen zwischen Empfängerin und Kreditnehmer
umwandeln, wobei in diesem Nachrangdarlehen:


   (a) der Nominalbetrag € 5.000.000 [€ 9.000.000] (…) nicht überschritten wird,


  (b) die Rückzahlung des Nominalbetrags nicht vor dem 31.03.2016 fällig ist und


  (c) die Bestimmungen für die Nachrangigkeit im Wesentlichen denen aus der GRV entsprechen.


        


Die Parteien sind sich einig, dass falls und solange die GRV nicht bis vor ihrem Enddatum aus § 3.1 der GRV in ein
Nachrangdarlehen umgewandelt ist, die Bestimmungen der GRV vor ihrem Enddatum so geändert werden, dass sie
den Anforderungen unter den Ziffern (a) und (b) dieses Paragrafen entsprechen. Die Vereinbarung [Zusicherung],
die GRV umzuwandeln gilt als umgesetzt, wenn die GRV entsprechend diesem § 5.3 geändert wird. Die
Empfängerin und der Kreditnehmer versichern außerdem, Nachweise für die obigen Vereinbarungen
[Zusicherungen] zur Verfügung zu stellen, die für die Übertragende nach Form und Inhalt zufriedenstellend sind. ..."


6


Für den Erwerb der Genussrechtsanteile hatten die Gesellschafter der F-KG ihrer Gesellschaft zuvor mit Verträgen
vom 16.12.2010 Darlehen über 10 Mio. € (V-AG) beziehungsweise 4 Mio. € (H-GmbH) gewährt.


7


Die Kaufpreiszahlungen an die P-Gläubiger in Höhe von 5 Mio. € und 9 Mio. € wies die Klägerin nach Eingang der
Mittel seitens ihrer Gesellschafter am 22.12.2010 an.


8


Mit Vertrag vom 23.12.2010 gewährte die F-KG der Klägerin ein Darlehen in Höhe von 14 Mio. €. In der Präambel
wurde ausgeführt, dass die Gesellschafter der Klägerin gemeinsam mit X die F-KG errichtet hätten, damit sich diese
an der Refinanzierung der Klägerin beteilige. Zudem wurde auf die oben genannten
Vertragsübernahmevereinbarungen mit den P-Gläubigern und der Klägerin Bezug genommen. Nach § 1 Abs. 2
erfolgte die Darlehensgewährung derart, dass der Anspruch auf Rückzahlung des Genussrechtskapitals in Höhe von
insgesamt 28 Mio. € unter einem teilweisen Anspruchsverzicht gemäß § 2 Abs. 3 des Vertrags in eine
Darlehensforderung in Höhe von 14 Mio. € umgewandelt wurde. In § 2 Abs. 3 des Vertrags wurde ausgeführt, dass
die Darlehensgeberin auf einen Teilbetrag von 5 Mio. € beziehungsweise 9 Mio. € ihres Anspruchs auf Rückzahlung
des Genussrechtskapitals verzichtet und die Darlehensnehmerin diesen Verzicht annimmt. Der gesamte
Verzichtsbetrag sollte in die gesamthänderisch gebundene Rücklage der Darlehensnehmerin gemäß § 264c Abs. 2
Satz 1, § 266 Abs. 3 Buchst. A II. des Handelsgesetzbuchs eingestellt werden. Das Darlehen war am 31.03.2016
zurückzuzahlen.


9


In ihrer Feststellungserklärung für 2010 gab die Klägerin einen Gewinn in Höhe von 711.415 € an und erläuterte,
ihre Gesellschafter hätten im Rahmen umfassender Finanzierungsgespräche und -umgestaltungen mit externen
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Entscheidungsgründe


II.


Kapitalgebern Forderungen eines Kapitalgebers gegen die Klägerin mit einem Nennwert von 28 Mio. € über die F-
KG für einen Kaufpreis in Höhe von 14 Mio. € erworben. Sodann habe die F-KG als gemeinsames
Finanzierungsvehikel der Gesellschafter auf einen Teilbetrag der Forderungen in Höhe von 14 Mio. € verzichtet, was
Bedingung der externen Kapitalgeber für eine weitere Finanzierung der C-Gruppe gewesen sei. Steuerlich liege im
Hinblick auf die ertragsteuerliche "Volltransparenz" der F-KG ein Darlehensverzicht der Gesellschafter vor. Dieser sei
nicht erfolgswirksam; der auf Ebene der Klägerin erzielte handelsrechtliche Ertrag (aus dem Wegfall von
Verbindlichkeiten) in Höhe von 14 Mio. € sei in der Steuerbilanz der Klägerin in einen steuerlichen Ausgleichsposten
einzustellen.


Der Beklagte und Revisionskläger (Finanzamt ‑‑FA‑‑) erließ am 03.05.2012 einen erklärungsgemäßen Bescheid über
die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (Gewinnfeststellungsbescheid) für 2010,
der unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 Abs. 1 der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑) stand.


11


Im Rahmen einer in den Jahren 2012 bis 2014 durchgeführten Konzernprüfung vertrat der Betriebsprüfer hingegen
die Auffassung, dass die Vorgänge zu einer Gewinnrealisierung in Höhe von 14 Mio. € bei der Klägerin geführt
hätten.


12


Dem schloss sich das FA an und erließ am 22.07.2014 einen entsprechend geänderten Gewinnfeststellungsbescheid
für 2010, der am 23.02.2015 aus hier nicht streitigen Gründen geändert wurde. Der dagegen gerichtete Einspruch
der Klägerin blieb ohne Erfolg (Einspruchsentscheidung vom 07.10.2015).


13


Mit der nachfolgenden Klage machte die Klägerin geltend, ihre Gesellschafter hätten aus gesellschaftlichen
Gründen hälftig auf die Darlehensforderungen verzichtet. Der Beschluss des Großen Senats des Bundesfinanzhofs
(BFH) vom 09.06.1997 - GrS 1/94 (BFHE 183, 187, BStBl II 1998, 307) gelte für Personengesellschaften sinngemäß.
Der Vorgang sei erfolgsneutral. Der Teilerlass habe sich ausschließlich in der Eigenkapitalsphäre abgespielt.
Mangels Rechtsgrundlage sei kein steuerlicher Ertrag entstanden.


14


Mit Urteil vom 07.10.2020 - 1 K 2191/15 änderte das Finanzgericht (FG) den Gewinnfeststellungsbescheid für 2010
dahingehend, dass "die Einkünfte aus Gewerbebetrieb um 14.000.000 EUR niedriger festgestellt und auf die
Gesellschafter verteilt" werden. Der erst nach dem vollzogenen Verkauf der Forderungen unter Nennwert durch die
P-Gläubiger an die in der F-KG verbundenen Gesellschafter der Klägerin erfolgte teilweise Forderungsverzicht durch
die Gesellschafter der Klägerin sei insgesamt erfolgsneutral.


15


Dagegen richtet sich die Revision des FA, das eine Verletzung materiellen Rechts in Gestalt der allgemeinen
Auslegungsregeln sowie von § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 3, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und § 16 Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes (EStG) rügt.


16


Das FA beantragt,
das Urteil des FG Rheinland-Pfalz vom 07.10.2020 - 1 K 2191/15 aufzuheben und die Klage abzuweisen.


17


Die Klägerin beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


18


Das dem Rechtsstreit beigetretene Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat keinen Antrag gestellt.19


Die Revision ist begründet. Die Auslegung des FG, der (teilweise) Forderungsverzicht sei von den Gesellschaftern
der Klägerin nach dem Erwerb der betreffenden Forderungen ausgesprochen worden, ist revisionsrechtlich nicht zu
beanstanden (dazu 1.). Das FG ist jedoch zu Unrecht davon ausgegangen, dass der im Gesamthandsbereich der
Klägerin durch den Forderungsverzicht ausgelöste Ertrag durch die Bildung eines steuerlichen Ausgleichspostens
neutralisiert werden konnte (dazu 2.). Die Vorentscheidung ist daher aufzuheben. Die Sache ist spruchreif. Der Senat
kann in der Sache selbst entscheiden (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑). Die Klage ist als
unbegründet abzuweisen (dazu 3.).


20


1. Die auf einer Vertragsauslegung beruhende Annahme des FG, der (teilweise) Forderungsverzicht sei von den
Gesellschaftern der Klägerin nach dem entgeltlichen Erwerb der betreffenden Forderungen ausgesprochen worden,
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ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.


a) Die Auslegung von Verträgen gehört grundsätzlich zu der dem FG obliegenden Feststellung von Tatsachen. Die
Vertragsauslegung bindet den BFH nach § 118 Abs. 2 FGO, sofern sie jedenfalls möglich ist. In der Revisionsinstanz
ist die Vertragsauslegung durch das FG aber daraufhin zu prüfen, ob die gesetzlichen Auslegungsregeln (§§ 133,
157 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sowie die Denkgesetze und Erfahrungssätze beachtet wurden. Das
Revisionsgericht hat auch nachzuprüfen, ob die Vorinstanz die für die Vertragsauslegung bedeutsamen
Begleitumstände erforscht und rechtlich zutreffend gewürdigt hat (z.B. BFH-Urteile vom 25.07.2019 - IV R 49/16,
Rz 23; vom 15.02.2017 - VI R 96/13, BFHE 257, 244, BStBl II 2017, 884, Rz 28).


22


b) Das FG ist zu der Überzeugung gelangt, dass zwischen den P-Gläubigern und der F-KG mit den
Übertragungsverträgen vom 17.12.2010 jeweils ein entgeltlicher Erwerb einer nicht mehr voll werthaltigen (GRV-
)Forderung vereinbart worden ist. Hingegen sei kein Forderungsverzicht der P-Gläubiger erfolgt. Zunächst sei es zu
einem Gläubigerwechsel gekommen, erst danach hätten die Gesellschafter der Klägerin als neue Gläubiger auf
Forderungen verzichtet. Dabei hat die Vorinstanz zunächst auf den Wortlaut der Verträge (Vorbemerkung, § 2.1,
§ 5.3, § 6.1 f) abgestellt. Insbesondere sei die Reduzierung der (GRV-)Forderungen und des Rückzahlungsbetrags
nicht Bedingung für das Zustandekommen der Übertragungsverträge gewesen. Daneben hat das FG die
Begleitumstände gewürdigt. Dies gilt insbesondere für die Interessenlage beider Parteien und die Beweggründe der
P-Gläubiger (wie sie aus dem Schreiben der Kanzlei … & Partner vom 25.03.2013 hervorgingen) sowie die
Einschätzung, dass die P-Gläubiger ‑‑entgegen der Ansicht des FA‑‑ keine besondere Verhandlungsmacht besessen
hätten (E-Mail von Herrn Z vom 11.11.2010).


23


c) Diese Würdigung hält der revisionsrechtlichen Prüfung stand.24


aa) Die Auslegung durch das FG ist möglich. Nach den Vorbemerkungen zu den Übertragungsverträgen vom
17.12.2010 sollte die F-KG die (GRV-)Forderungen samt aller Rechte und Pflichten im Wege der Vertragsübernahme
erwerben und die Gläubigerinnen wollten ihren Rechtsstatus samt aller Rechte und Pflichten aus den GRV auf die
Empfängerin übertragen. Nach § 2.1 und § 2.2 der Übertragungsverträge ist Gegenstand der Verträge der Verkauf
und die Übertragung der GRV im Nennwert von 10 Mio. € beziehungsweise 18 Mio. € samt aller gegenwärtigen und
künftigen Forderungen, anderen Rechte, Verpflichtungen und allen mit den GRV verbundenen potenziellen
Sicherheiten zum Kaufpreis von 5 Mio. € beziehungsweise 9 Mio. €. Eine auf den teilweisen Verzicht bezogene
Bedingung enthält § 2.3 der Übertragungsverträge nicht. Die F-KG und die Klägerin haben allein versichert, dass sie
während der finanziellen Restrukturierung der Klägerin und vor dem in § 3.1 der GRV genannten Enddatum die GRV
in ein Nachrangdarlehen über maximal 5 Mio. € beziehungsweise 9 Mio. € zwischen der F-KG und der Klägerin
umwandeln (§ 5.3 der Übertragungsverträge). Dementsprechend haben sie am 23.12.2010 einen Darlehensvertrag
über 14 Mio. € geschlossen. Die Darlehensgewährung ist derart erfolgt, dass der Anspruch auf Rückzahlung des
Genussrechtskapitals in Höhe von 10 Mio. € beziehungsweise 18 Mio. € unter einem teilweisen Anspruchsverzicht in
eine Darlehensforderung in Höhe von 14 Mio. € umgewandelt worden ist (§ 1 Abs. 2 des Darlehensvertrags). Die F-
KG hat gemäß § 2 Abs. 3 des Darlehensvertrags auf einen Teilbetrag in Höhe von 5 Mio. € beziehungsweise 9 Mio. €
ihres Anspruchs auf Rückzahlung des Genussrechtskapitals verzichtet. Entsprechendes ergibt sich aus der Präambel
zum Gesellschafterbeschluss der Gesellschafter der Klägerin vom 29.11.2010, aus der Präambel der Vereinbarung
über die Errichtung der F-KG vom 29.11.2010 sowie aus der Präambel der Darlehensverträge zwischen der F-KG und
den Gesellschaftern der Klägerin vom 16.12.2010. Der Wortlaut der zwischen den Parteien abgeschlossenen
Vereinbarungen gibt die Auslegung des FG damit her.


25


Die vom FG festgestellten Begleitumstände (Schreiben der Kanzlei … & Partner vom 25.03.2013, E-Mail von Herrn Z
vom 11.11.2010) stehen dieser Auslegung nicht zwingend entgegen. Zu Recht hat die Vorinstanz berücksichtigt,
dass die P-Gläubiger nicht auf ihre ‑‑unbesicherten und nachrangigen‑‑ Forderungen verzichten wollten, um eine
negative Außenwirkung (Schaffung eines "Präzedenzfalls") zu vermeiden. Dies lässt nachvollziehbar erscheinen,
warum sie Forderungen gegenüber der stark insolvenzgefährdeten Klägerin im Nennwert von 28 Mio. € zum
(marktgerechten) Kaufpreis von 14 Mio. € veräußert haben.


26


Letztlich rügt das FA im Kern eine ‑‑aus seiner Sicht‑‑ unzutreffende Auslegung der Übertragungsverträge und des
Darlehensvertrags durch das FG. Damit kann es im Revisionsverfahren allerdings keinen Erfolg haben (§ 118 Abs. 2
FGO).


27


bb) Entgegen der Ansicht des FA hat die Vorinstanz auch nicht gegen gesetzliche Auslegungsregeln verstoßen. Sie
hat insbesondere nicht den Grundsatz missachtet, dass der Tatrichter alle für die Auslegung erheblichen Umstände
umfassend zu würdigen und zumindest die wichtigsten für und gegen eine bestimmte Auslegung sprechenden
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Umstände in ihrer Bedeutung für das Auslegungsergebnis zu erörtern und gegeneinander abzuwägen hat (BFH-
Urteil vom 14.03.2007 - XI R 59/05, BFH/NV 2007, 1319). So hat das FG die wesentlichen Interessen der P-
Gläubiger ermittelt (Seite 19 des angefochtenen Urteils). Dabei hat es ebenso die Versicherung der F-KG und der
Klägerin gewürdigt, während der finanziellen Restrukturierung der Klägerin und vor dem in § 3.1 der GRV
genannten Enddatum die GRV bei teilweisem Anspruchsverzicht in ein Nachrangdarlehen über maximal 5 Mio. €
beziehungsweise 9 Mio. € umzuwandeln (§ 5.3 der Übertragungsverträge). Zugleich hat es aber auch die
grundlegenden Interessen der Gesellschafter der Klägerin benannt (Seite 21 des angefochtenen Urteils). Die
verschiedenen Positionen hat die Vorinstanz in ihre Würdigung einbezogen und nachvollziehbar gewichtet. Eine
Verletzung von Auslegungsregeln vermag der Senat nicht zu erkennen.


cc) Ein Verstoß gegen Denkgesetze oder Erfahrungssätze ist weder dargelegt noch sonst ersichtlich.29


2. Das FG ist jedoch zu Unrecht davon ausgegangen, dass der mit dem (teilweisen) Forderungsverzicht der
Gesellschafter der Klägerin im Gesamthandsbereich der Klägerin einhergehende Ertrag durch die Bildung eines
steuerlichen Ausgleichspostens neutralisiert werden konnte. Die Vorentscheidung war daher aufzuheben.


30


a) Wird der Gewinn ‑‑wie im Streitfall‑‑ durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt, so ist für den Schluss des
betreffenden Wirtschaftsjahrs das Betriebsvermögen anzusetzen, das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist (§ 5 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 1 EStG).


31


b) Durch den Forderungsverzicht in Höhe von 14 Mio. € war die in der Gesamthandsbilanz der Klägerin mit
28 Mio. € ausgewiesene Verbindlichkeit in entsprechender Höhe auszubuchen. Aus der Minderung dieses
Passivpostens um 14 Mio. € entsteht ein entsprechender Ertrag ("Wegfallgewinn", Schmidt/Wacker, EStG, 42. Aufl.,
§ 15 Rz 550; zustimmend Schmidt/Weber-Grellet, EStG, 42. Aufl., § 5 Rz 671; vgl. auch Erhardt/Zeller, Deutsches
Steuerrecht ‑‑DStR‑‑ 2012, 1636, 1638: "Konfusion von Forderung und Verbindlichkeit in ungleicher Höhe"; Desens,
Betriebs-Berater ‑‑BB‑‑ 2023, 2326, 2327: "Konfusionsgewinn"). Einer besonderen Rechtsgrundlage dafür, den
Ertrag aus der Erhöhung des steuerlichen Betriebsvermögens als steuerpflichtig zu behandeln, bedarf es nicht
(anderer Ansicht Pyszka, BB 1998, 1557, 1560: keine Betriebseinnahme wegen Veranlassung durch das
Gesellschaftsverhältnis; ähnlich Herbst/Stegemann, DStR 2013, 176, 179 und DStR 2017, 2081, 2086: keine
Gegenleistung).


32


c) Der mit dem Wegfall der Verbindlichkeit einhergehenden Erhöhung des Gesamthandsvermögens steht keine
Einlage oder "Quasi-Einlage" der Gesellschafter der Klägerin gegenüber (so aber Pyszka, BB 1998, 1557, 1560: "wie
eine 'Einlage' zu behandeln"; ähnlich Lauer, DStR 2021, 2333, 2337). Zwar stellen die Forderungen der F-KG
Sonderbetriebsvermögen (I) der Gesellschafter der Klägerin bei der Klägerin dar (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1
Halbsatz 2 EStG; zu den Anforderungen s. zuletzt BFH-Urteil vom 27.07.2023 - IV R 10/20, Rz 30); die F-KG ist eine
vermögensverwaltende (nicht im Sinne von § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG gewerblich geprägte) Personengesellschaft,
deren Wirtschaftsgüter ihren Gesellschaftern nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO (Bruchteilsbetrachtung) zuzurechnen sind
(vgl. BFH-Urteil vom 30.06.2022 - IV R 42/19, BFHE 278, 42, BStBl II 2023, 118, Rz 60). Da in den Sonderbilanzen
indes nur Forderungen in Höhe von insgesamt 14 Mio. € aktiviert waren, konnte der übersteigende Verzichtsbetrag
in Höhe von 14 Mio. € nicht (aus dem Sonderbereich entnommen und) in das Gesamthandsvermögen eingelegt
werden (ähnlich Eilers/Schwahn, Sanierungs-Steuerrecht, 2. Aufl., Rz 3.63). Auf die Fragen der betrieblichen oder
gesellschaftlichen Veranlassung des Forderungsverzichts und der Werthaltigkeit der Forderung kommt es nicht an.


33


d) Die bei Mitunternehmerschaften anzuwendenden Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung stehen der
Ertragswirksamkeit des Vorgangs nicht entgegen.


34


aa) Ansprüche eines Gesellschafters aus einer gegenüber der Gesellschaft bestehenden Darlehensforderung gehören
zwar nicht zu dem in der Gesellschaftsbilanz (Gesamthandsbilanz) auszuweisenden Eigenkapital, wohl aber zum
Sonderbetriebsvermögen des Gesellschafters, das in der aus Gesellschaftsbilanz und Sonderbilanzen zu bildenden
Gesamtbilanz der Mitunternehmerschaft als Eigenkapital behandelt wird. Auch wenn feststeht, dass eine solche
Darlehensforderung wertlos ist, weil sie von der Gesellschaft nicht beglichen werden kann, folgt aus der
Behandlung als Eigenkapital, dass eine Wertberichtigung während des Bestehens der Gesellschaft regelmäßig nicht
in Betracht kommt. Das Imparitätsprinzip gilt insoweit nicht. Vielmehr wird dieser Verlust im
Sonderbetriebsvermögen ‑‑ebenso wie der Verlust der Einlage in das Gesellschaftsvermögen‑‑ grundsätzlich erst im
Zeitpunkt der Beendigung der Mitunternehmerstellung, also beim Ausscheiden des Gesellschafters oder bei
Beendigung der Gesellschaft realisiert (BFH-Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304, BStBl II 2017, 943,
Rz 39, m.w.N.).
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Aus der Gleichbehandlung eines Verlusts im Sonderbetriebsvermögen mit dem Verlust einer Einlage in das
Gesellschaftsvermögen folgt, dass maßgeblich für die Verlustrealisierung infolge der Wertlosigkeit einer
Darlehensforderung der Zeitpunkt ist, zu dem die Gesellschaft ihren Gewerbebetrieb im Ganzen aufgibt oder
veräußert. Die auf diesen Zeitpunkt aufzustellende Schlussbilanz zur Ermittlung des Gewinns oder Verlusts aus der
Betriebsveräußerung oder -aufgabe tritt an die Stelle der handelsrechtlichen Liquidationsschlussbilanz. Der
Veräußerungs- oder Aufgabegewinn schließt grundsätzlich das Ergebnis der gewerblichen Betätigung des
Gesellschafters ab. Deshalb sind bei der Ermittlung des Aufgabegewinns oder -verlusts sämtliche Aufwendungen
des Gesellschafters gewinnmindernd zu berücksichtigen, die mit dem Aufgabevorgang verbunden sind (BFH-Urteil
vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304, BStBl II 2017, 943, Rz 40, m.w.N.).


36


Gleiches gilt, soweit der Gesellschafter aus der Gesellschaft ausscheidet, ohne dass die Gesellschaft ihren Betrieb
beendet. Mit dem Ausscheiden endet die Stellung als Mitunternehmer. Die steuerlichen Folgen des Ausscheidens
sind daher abschließend durch die Ermittlung des Veräußerungs- oder Aufgabegewinns im Sinne des § 16 Abs. 2
oder Abs. 3 EStG zu ziehen und erstrecken sich mithin auch auf eine etwaige Gewinn-/Verlustrealisierung im
Zusammenhang mit einer Darlehensforderung des ausgeschiedenen Gesellschafters gegenüber der Gesellschaft.
Wird im Zuge der Veräußerung des Gesellschaftsanteils auch eine Darlehensforderung veräußert, erhöht das dafür
geleistete Entgelt den Veräußerungserlös. Liegt das Entgelt unter dem Nennbetrag der Forderung, führt dies zu
einem Veräußerungsverlust im Sonderbetriebsvermögen (BFH-Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304,
BStBl II 2017, 943, Rz 41, m.w.N.).


37


Mit dem Ausscheiden des Gesellschafters aus der Mitunternehmerschaft werden, wie dargelegt, die in der
Sonderbilanz ausgewiesenen Bilanzpositionen durch die Erstellung einer Sonderschlussbilanz nur noch bei der
Ermittlung des Veräußerungs- oder Aufgabegewinns berücksichtigt. Eine Sonderbilanz ist für den ausgeschiedenen
Gesellschafter nicht mehr aufzustellen. Damit entfällt zugleich das Erfordernis einer korrespondierenden
Bilanzierung. Der Erwerber des Gesellschaftsanteils, der zugleich auch die Forderung des veräußernden
Gesellschafters gegen die Gesellschaft erworben hat, übernimmt nicht das in der Sonderbilanz ausgewiesene
Kapitalkonto des veräußernden Gesellschafters. Vielmehr ist für den Erwerber eine "eigene" Sonderbilanz zu
erstellen, in der die der Gesellschaft (weiterhin) zur Verfügung gestellte Darlehensforderung mit den
Anschaffungskosten des Neugesellschafters zu bilanzieren ist. Liegen diese unter dem Nominalwert der
Darlehensforderung, ist der Bilanzansatz in der Sonderbilanz auf die niedrigeren Anschaffungskosten begrenzt.
Davon ausgehend gelten dann grundsätzlich (wieder) die Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung (BFH-
Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304, BStBl II 2017, 943, Rz 42).


38


Auf die Gesamthandsbilanz der Gesellschaft haben die Veräußerung der Darlehensforderung und der damit
einhergehende Veräußerungsverlust im Sonderbetriebsvermögen des veräußernden Gesellschafters keine
Auswirkung. Die Darlehensverbindlichkeit ist ungeachtet der Übertragung auf den Neugesellschafter in
unveränderter Höhe auszuweisen. Dies hat zur Folge, dass spätere Zahlungen der Gesellschaft auf die
Darlehensforderung bei dem Neugesellschafter zu einer Gewinnrealisierung im Sonderbetriebsvermögen führen,
soweit sie die in der Sonderbilanz des Neugesellschafters ausgewiesenen Anschaffungskosten übersteigen (BFH-
Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304, BStBl II 2017, 943, Rz 43, m.w.N.).


39


Nur durch diese bilanzielle Behandlung wird sichergestellt, dass dem Altgesellschafter der Verlust aus der
Wertlosigkeit der Darlehensforderung gleich dem Verlust einer in das Gesamthandsvermögen geleisteten Einlage
im Zeitpunkt der Beendigung seines (mit-)unternehmerischen Engagements und dem Erwerber der
Darlehensforderung, dem Neugesellschafter, eine funktionale Einlage im Rahmen der additiven Gesamtbilanz nur in
Höhe des tatsächlich geleisteten Aufwands steuerlich zugerechnet werden (BFH-Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15,
BFHE 257, 304, BStBl II 2017, 943, Rz 44).


40


Die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung sind streng
gesellschafterbezogen anzuwenden. Die in der Gesamthandsbilanz ausgewiesene Darlehensverbindlichkeit verliert
damit im Zeitpunkt des Ausscheidens des Gesellschafters ihre Funktion als funktionales Eigenkapital. Im Zeitpunkt
der Übertragung der Gesellschafterforderung auf den Neugesellschafter fällt der korrespondierende Bilanzansatz in
der Sonderbilanz des Altgesellschafters weg. Dies hat zur Folge, dass eine in der Gesamthandsbilanz der
Gesellschaft ausgewiesene Darlehensverbindlichkeit im Zeitpunkt der Übertragung des Gesellschaftsanteils
entsprechend ihrem Bilanzausweis als Fremdkapital anzusehen ist. Sie wandelt sich erst durch die Erfassung der
Darlehensforderung in der Sonderbilanz des erwerbenden Neugesellschafters von Fremdkapital (wieder) in
funktionales Eigenkapital der Gesellschaft um (BFH-Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304, BStBl II
2017, 943, Rz 45).


41
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bb) Diese Grundsätze stehen dem Ertragsausweis in der Gesamthandsbilanz der Klägerin, der aus dem teilweisen
Wegfall der Verbindlichkeit resultiert, nicht entgegen (so aber ‑‑der Vorinstanz zustimmend‑‑ Lauer, DStR 2021,
2333, 2337; Kubik/Münch, BB 2022, 555, 558; Kahle, BB 2023, 1771, 1774).


42


aaa) Zum einen führen die Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung dazu, dass der Gesellschafter seine
Forderung gegen die Personengesellschaft während des Bestehens der Gesellschaft nicht gewinnmindernd
wertberichtigen kann (Schmidt/Wacker, EStG, 42. Aufl., § 15 Rz 544; Ley, Kölner Steuer-Dialog ‑‑KÖSDI‑‑ 2005,
14815, 14822). Ein im Sonderbereich eintretender (Darlehens-)Verlust wird unter Suspendierung des
Imparitätsprinzips auf den Zeitpunkt der Beendigung der Mitunternehmerstellung hinausgeschoben. Die Grundsätze
der korrespondierenden Bilanzierung können indes einen ‑‑auch handelsrechtlich gebotenen‑‑ Ertragsausweis im
Gesamthandsbereich der Gesellschaft nicht neutralisieren. Ihre Rechtfertigung liegt in den mit § 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 Halbsatz 2 EStG verfolgten Zielen, den Gewinn des Mitunternehmers demjenigen eines Einzelunternehmers
anzugleichen, der mit sich selbst keine schuldrechtlichen Verpflichtungen eingehen und deshalb auch den Gewinn
seines Einzelgewerbes nicht um einen Unternehmerlohn mindern kann, und zudem das Ergebnis der Besteuerung
unabhängig davon zu machen, ob die Leistung des Gesellschafters durch einen Vorabgewinn oder durch eine
besondere Vergütung abgegolten wird (BFH-Urteil vom 12.02.2015 - IV R 29/12, BFHE 249, 177, BStBl II 2017, 668,
Rz 20; Wendt, Finanz-Rundschau ‑‑FR‑‑ 2017, 957). Die Gleichstellungsthese verlangt indes keine
Nichtberücksichtigung des in der Gesamthand angefallenen Ertrags. Denn auch beim Einzelunternehmer wäre der
Forderungsverzicht mit einem entsprechenden Ertrag verbunden.


43


bbb) Zum anderen muss die Klägerin die am 17.12.2010 erworbenen Forderungen im Nennwert von insgesamt
28 Mio. € in den Sonderbilanzen ihrer Gesellschafter mit den Anschaffungskosten von 14 Mio. € aktivieren (§ 6
Abs. 1 Nr. 2 EStG). Liegen die Anschaffungskosten einer Forderung unter ihrem Nominalwert, ist der Bilanzansatz in
der Sonderbilanz auf die niedrigeren Anschaffungskosten begrenzt (BFH-Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE
257, 304, BStBl II 2017, 943, Rz 42). Die Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung beschränken das
Anschaffungskostenprinzip also nicht (Wendt, FR 2017, 957, 959). Diesem Ansatz im Sonderbereich stand bis zum
Forderungsverzicht am 23.12.2010 allerdings eine Verbindlichkeit im Gesamthandsbereich in Höhe von 28 Mio. €
(Nennbetrag) gegenüber (vgl. Reddig in Kirchhof/Seer, EStG, 22. Aufl., § 5 Rz 238 "Genussrechte"). Die
korrespondierende Bilanzierung kann sich damit auch nur auf den in der Sonderbilanz ausgewiesenen Wert der
Forderung von 14 Mio. € beziehen, nicht auf den ‑‑vom Anschaffungskostenprinzip "gedeckelten"‑‑ übersteigenden
Betrag.


44


Ein korrespondierender Aktivposten ist in der Sonderbilanz nur für solche Ansprüche des Gesellschafters zu bilden,
die zu einer Sondervergütung führen können (BFH-Urteil vom 12.02.2015 - IV R 29/12, 249, 177, BStBl II 2017, 668,
Rz 20; Kahle, BB 2018, 747, 751). Dies ist hier allein die erworbene Kapitalforderung, die mit den
Anschaffungskosten von 14 Mio. € aktiviert wird. Der diesen Betrag übersteigende Betrag der Verbindlichkeit steht
in keinem Korrespondenzverhältnis zu einer Forderung im Sonderbereich (ebenso Centrale für GmbH, GmbH-
Rundschau ‑‑GmbHR‑‑ 2004, 1212). Insoweit fehlt es an einer die Anwendung der Grundsätze der
korrespondierenden Bilanzierung rechtfertigenden "systembedingten Verknüpfung" (BFH-Urteil vom 01.03.2005 -
VIII R 5/03, BFH/NV 2005, 1523, unter II.B.2.c aa) beziehungsweise an einer Passivierung "aus gleichem
Rechtsgrund" (Krumm in Kirchhof/Seer, EStG, 22. Aufl., § 15 Rz 240). Ebenso wenig trägt der Gedanke der
"Umwandlung" der Gesamthandsverbindlichkeit in Eigenkapital (BFH-Urteil vom 24.01.2008 - IV R 37/06, BFHE 220,
374, BStBl II 2011, 617, unter II.3.; Krumm in Kirchhof/Seer, EStG, 22. Aufl., § 15 Rz 240; Kahle, BB 2018, 747, 749):
In Höhe des 14 Mio. € übersteigenden Betrags der Verbindlichkeit ist es in der Gesamtbilanz der
Mitunternehmerschaft nicht zu einem Wechsel von Fremdkapital in (funktionales) Eigenkapital gekommen (vgl.
BFH-Urteil vom 16.03.2017 - IV R 1/15, BFHE 257, 304, BStBl II 2017, 943, Rz 45). Daher führt der Erwerb einer
Forderung des Sonderbetriebsvermögens I unter Nennwert im Hinblick auf die Wertdifferenz zu einem
"Wegfallgewinn" (Schmidt/Wacker, EStG, 42. Aufl., § 15 Rz 550; zustimmend Schmidt/Weber-Grellet, EStG, 42. Aufl.,
§ 5 Rz 671; Ley, KÖSDI 2005, 14815, 14822).


45


ccc) Der Ertragswirksamkeit des Vorgangs steht ‑‑entgegen dem Vortrag der Klägerin in der mündlichen
Verhandlung‑‑ auch nicht entgegen, dass der teilweise Forderungsverzicht durch die Gesellschafter der Klägerin
erfolgt ist (und nicht durch fremde Dritte). Greifen die Grundsätze der korrespondierenden Bilanzierung ‑‑wie im
Streitfall in Höhe des 14 Mio. € übersteigenden Betrags‑‑ nicht, kommt es durch den teilweisen Wegfall der
Gesellschaftsverbindlichkeit nach allgemeinen bilanzsteuerrechtlichen Grundsätzen zu einer (sofortigen)
Gewinnrealisierung im Gesamthandsbereich.


46


e) Der Ertrag konnte auch nicht durch die Bildung eines (passiven) Ausgleichspostens im Gesamthandsbereich47
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neutralisiert werden. Eine Rechtsgrundlage für die Bildung eines Ausgleichsposten ist nicht ersichtlich (anderer
Ansicht Centrale für GmbH, GmbHR 2004, 1212; Herbst/Stegemann, DStR 2013, 176, 179). Eine solche ergibt sich
‑‑entgegen der Ansicht der Klägerin‑‑ auch nicht aus § 60 Abs. 2 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
(EStDV). Die Vorschrift des § 60 EStDV regelt ausweislich ihrer Überschrift, welche "Gewinnermittlungsunterlagen"
(Anzinger in Herrmann/Heuer/Raupach ‑‑HHR‑‑, § 5 EStG Rz 104) der Buchführung beizufügen sind. Enthält die
Bilanz Ansätze oder Beträge, die den steuerlichen Vorschriften nicht entsprechen, so sind diese Ansätze oder
Beträge nach § 60 Abs. 2 Satz 1 EStDV durch Zusätze oder Anmerkungen den steuerlichen Vorschriften anzupassen.
Der Steuerpflichtige kann aber auch eine den steuerlichen Vorschriften entsprechende Bilanz (Steuerbilanz)
beifügen (§ 60 Abs. 2 Satz 2 EStDV). Hierbei handelt es sich um Verfahrensvorschriften (HHR/Anzinger, § 5 EStG
Rz 104). Eine materiell-rechtliche Rechtsgrundlage für einen steuerlichen Ausgleichsposten ist in § 60 Abs. 2 EStDV
nicht zu erblicken.


f) Ferner steht dem steuerpflichtigen Ertrag im Gesamthandsbereich kein korrespondierender Aufwand im
Sonderbereich gegenüber. Zwar wird vertreten, dass im Fall des Darlehensverzichts des Gesellschafters zugunsten
der Personengesellschaft die Grundsätze des Beschlusses des Großen Senats des BFH vom 09.06.1997 - GrS 1/94
(BFHE 183, 187, BStBl II 1998, 307) sinngemäß anzuwenden seien, wenn der Verzicht aus eigenbetrieblichem
Interesse des Gesellschafters erfolge - in Höhe des noch werthaltigen Teils der Forderung seien bei der
Personengesellschaft eine Einlage und beim Gesellschafter eine Entnahme zu erfassen; in Höhe des nicht mehr
werthaltigen Teils entstünden bei der Personengesellschaft ein steuerpflichtiger Ertrag und beim Gesellschafter ein
abzugsfähiger Aufwand (Pyszka, BB 1998, 1557, 1559; Schmidt/Wacker, EStG, 42. Aufl., § 15 Rz 550; anderer Ansicht
Krumm in Kirchhof/Seer, EStG, 22. Aufl., § 15 Rz 331; HHR/Schneider, § 15 EStG Rz 730). Dies betrifft jedoch allein
den Verzicht auf eine mit dem Nennwert aktivierte Forderung des Gesellschafters, nicht den Forderungserwerb
unter Nennwert. Daher kann offenbleiben, ob dem Verzicht vorliegend eine gesellschaftsrechtliche oder eine
betriebliche Veranlassung zugrunde lag.


48


g) Schließlich hat das BMF zu Recht darauf hingewiesen, dass die Gegenauffassung zu Wertungswidersprüchen
führen würde. Das betrifft zum einen die Behandlung einer vollständigen Erfüllung der unter Nennwert erworbenen
Forderung. Das BMF geht zutreffend davon aus, dass diese zu einem entsprechenden Ertrag im Sonderbereich
führen müsste - spiegelbildlich zu dem hier streitigen Ertrag im Gesamthandsbereich, der auf dem Verzicht auf den
entsprechenden Teil der Forderung beruht. Der Vorgang ist nicht gewinnneutral.


49


Ebenso berechtigt ist der Hinweis auf den Forderungsverkauf des Gesellschafters an einen Dritten unter Nennwert.
Mit einer derartigen Abtretung geht ein entsprechender Verlust im Sonderbereich einher, aber kein
korrespondierender Ertrag im Gesamthandsbereich. Durch die Abtretung werden Forderung und Verbindlichkeit aus
der systembedingten Verknüpfung gelöst (BFH-Urteil vom 01.03.2005 - VIII R 5/03, BFH/NV 2005, 1523, unter
II.B.2.c). Entsprechendes gilt im Fall des Forderungserwerbs unter Nennwert. Die Grundsätze der
korrespondierenden Bilanzierung stehen einer ‑‑nach allgemeinen bilanzsteuerrechtlichen Grundsätzen
eintretenden‑‑ Gewinnerhöhung im Gesamthandsbereich nicht entgegen.


50


3. Die Sache ist spruchreif. Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO). Aus dem
im Streitjahr erfolgten teilweisen Forderungsverzicht in Höhe von 14 Mio. € durch die Gesellschafter der Klägerin ist
im Gesamthandsbereich der Klägerin ein steuerpflichtiger Ertrag in nämlicher Höhe entstanden. Dieser kann nicht
durch einen (steuerlichen) Ausgleichsposten neutralisiert werden. Die Klage ist als unbegründet abzuweisen.


51


4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.52
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Urteil vom 14. November 2023, IX R 13/23
Keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei Überlassung an (Schwieger-)Mutter


ECLI:DE:BFH:2023:U.141123.IXR13.23.0


BFH IX. Senat


EStG § 22 Nr 2, EStG § 23 Abs 1 S 1 Nr 1 S 1, EStG § 23 Abs 1 S 1 Nr 1 S 3, EStG VZ 2017 , EigZulG § 4 S 2, AO § 15 Abs
1 Nr 3, BGB § 1601, GG Art 3 Abs 1


vorgehend FG Düsseldorf, 02. März 2023, Az: 14 K 1525/19 E,F


Leitsätze


Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Sinne des Befreiungstatbestands des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 des
Einkommensteuergesetzes liegt nicht vor, wenn die Nutzungsüberlassung an die (Schwieger-)Mutter des
Steuerpflichtigen erfolgt.


Tenor


Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf vom 02.03.2023 - 14 K 1525/19 E,F wird als
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist, ob die Überlassung einer Wohnung an die Mutter beziehungsweise Schwiegermutter die
Voraussetzungen des Befreiungstatbestands des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) erfüllt.


1


Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) sind miteinander verheiratet und wurden im Streitjahr 2017 zusammen zur
Einkommensteuer veranlagt.


2


Mit notariell beurkundetem Vertrag vom xx.xx.2009 erwarben die Kläger zu jeweils hälftigem Miteigentum eine
noch zu errichtende Eigentumswohnung zum Kaufpreis von 177.300 €. Die Kläger überließen die
Eigentumswohnung seit der Fertigstellung unentgeltlich an die Mutter der Klägerin. Nach deren Tod am xx.xx.2016
verkauften die Kläger die Eigentumswohnung mit notariell beurkundetem Vertrag vom xx.xx.2017 für 220.000 €.


3


Im Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr vom 12.02.2019 berücksichtigte der Beklagte und
Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) den von den Klägern erklärten Gewinn aus der Veräußerung der
Eigentumswohnung als privates Veräußerungsgeschäft (Kläger: 16.388 €, Klägerin: 16.389 €). Hiervon zog das FA
Verlustvorträge aus privaten Veräußerungsgeschäften (Kläger: 1.835 €, Klägerin: 13.415 €) ab und berücksichtigte
im Ergebnis für die Einkommensteuerfestsetzung sonstige Einkünfte für den Kläger in Höhe von 14.553 € und für
die Klägerin in Höhe von 2.974 €. Zugleich stellte das FA den verbleibenden Verlustvortrag aus privaten
Veräußerungsgeschäften in Höhe von jeweils 0 € gesondert fest.


4


Der gegen den Einkommensteuerbescheid und den Bescheid über die gesonderte Feststellung des Verlustvortrags
eingelegte Einspruch, mit dem die Kläger eine Steuerbefreiung des Veräußerungsgewinns nach § 23 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 Satz 3 EStG wegen einer Nutzung der Eigentumswohnung zu eigenen Wohnzwecken begehrten, blieb ohne


5
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Entscheidungsgründe


II.


Erfolg. Auch das Finanzgericht (FG) folgte diesem Begehren aus den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2023,
754 abgedruckten Gründen nicht (Urteil vom 02.03.2023 - 14 K 1525/19 E,F).


Hiergegen wenden sich die Kläger mit der durch das FG zugelassenen Revision, mit der sie insbesondere die
Verletzung materiellen Rechts (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG) rügen.


6


Die Kläger beantragen sinngemäß,
die Vorentscheidung aufzuheben und den Gewinn aus der Veräußerung der Eigentumswohnung steuerfrei zu
stellen.


7


Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


8


Die Revision ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑).
Entgegen der Ansicht der Revision wurde die veräußerte Eigentumswohnung durch die Kläger nicht zu eigenen
Wohnzwecken im Sinne von § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG genutzt.


9


1. Dass die Kläger durch die Veräußerung der in 2009 angeschafften Eigentumswohnung in 2017 gemäß § 22 Nr. 2
i.V.m. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG steuerbare Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften erzielt haben,
ist zwischen den Beteiligten nicht streitig und bedarf daher keiner weitergehenden Erörterung.


10


2. Der Befreiungstatbestand des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG ist ‑‑entgegen der Ansicht der Revision‑‑ nicht
einschlägig.


11


§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nimmt Wirtschaftsgüter, die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder
Fertigstellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken (1. Alternative) oder im Jahr der
Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt wurden,
von der Besteuerung aus.


12


a) Nach der Senatsrechtsprechung setzt der Ausdruck "Nutzung zu eigenen Wohnzwecken" in beiden Alternativen
des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG voraus, dass eine Immobilie zum Bewohnen dauerhaft geeignet ist und vom
Steuerpflichtigen auch bewohnt wird. Der Steuerpflichtige muss das Gebäude zumindest auch selbst nutzen;
unschädlich ist, wenn er es gemeinsam mit seinen Familienangehörigen oder einem Dritten bewohnt (Senatsurteile
vom 21.05.2019 - IX R 6/18, Rz 16; vom 24.05.2022 - IX R 28/21, Rz 15 und vom 14.02.2023 - IX R 11/21, BFHE
280, 1, BStBl II 2023, 642, Rz 26, m.w.N.). Anders als die Kläger meinen, genügt nicht, wenn der Steuerpflichtige
unter der Adresse der Immobilie lediglich mit seinem Wohnsitz gemeldet ist, sich dort aber allenfalls für
Besuchsaufenthalte aufhält (vgl. Senatsbeschluss vom 29.05.2018 - IX B 106/17, Rz 6).


13


b) Ein Gebäude wird nach der Senatsrechtsprechung zwar auch zu eigenen Wohnzwecken genutzt, wenn der
Steuerpflichtige es einem einkommensteuerlich zu berücksichtigenden Kind unentgeltlich zu Wohnzwecken
überlässt (Senatsurteile vom 21.05.2019 - IX R 6/18, Rz 18; vom 24.05.2022 - IX R 28/21, Rz 17 sowie vom
14.02.2023 - IX R 11/21, BFHE 280, 1, BStBl II 2023, 642, Rz 28). Keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Sinne
von § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG liegt hingegen vor, wenn die Überlassung nicht ausschließlich an ein
einkommensteuerlich zu berücksichtigendes Kind, sondern zugleich an einen Dritten (zum Beispiel die
Kindesmutter beziehungsweise den Kindesvater) erfolgt (Senatsurteile vom 24.05.2022 - IX R 28/21, Rz 18 sowie
vom 14.02.2023 - IX R 11/21, BFHE 280, 1, BStBl II 2023, 642, Rz 29, m.w.N.; vgl. u.a. Jachmann-Michel, juris - Die
Monatszeitschrift 2023, 300; Christopeit, Familie und Recht 2023, 316; Menges, Betriebs-Berater 2023, 279).


14


Die Nutzung der Wohnung durch das Kind ist dem Eigentümer als eigene zuzurechnen, weil es ihm obliegt, für die
Unterbringung des Kindes zu sorgen (Urteil des Bundesfinanzhofs vom 26.01.1994 - X R 94/91, BFHE 173, 345,
BStBl II 1994, 544, unter 1.b). Soweit die höchstrichterliche Rechtsprechung im Zusammenhang mit dem Begriff der
"eigenen Wohnzwecke" tatbestandlich auf die Vorschrift des § 32 EStG abgestellt hat, erfolgt dies vor dem
Hintergrund der Annahme, dass der Gesetzgeber ‑‑aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung‑‑ bei den nach dieser
Vorschrift zu berücksichtigenden Kindern typisierend eine Unterhaltspflicht und das Entstehen von Aufwendungen
unterstellt (Senatsurteile vom 24.05.2022 - IX R 28/21, Rz 24 und vom 14.02.2023 - IX R 11/21, BFHE 280, 1, BStBl
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II 2023, 642, Rz 30). Vor welchem Hintergrund beziehungsweise in welchem Umfang die Nutzungsüberlassung
(auch) an den Dritten erfolgt, ist demnach unbeachtlich.


c) Entgegen der Ansicht der Revision lässt sich die Wertung von § 4 Satz 2 des Eigenheimzulagengesetzes (EigZulG),
wonach eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken auch vorliegt, soweit eine Wohnung unentgeltlich an einen
Angehörigen im Sinne des § 15 der Abgabenordnung zu Wohnzwecken überlassen wird, nicht auf § 23 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 Satz 3 EStG übertragen. Wie der Senat bereits entschieden hat, ist das Merkmal "Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken" in § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG im Ausgangspunkt zwar so zu verstehen wie in § 10e EStG
und § 4 EigZulG (Senatsurteile vom 26.10.2021 - IX R 5/21, BFHE 275, 36, BStBl II 2022, 403, Rz 25; vom
18.01.2006 - IX R 18/03, BFH/NV 2006, 936, unter II.1.a sowie vom 14.02.2023 - IX R 11/21, BFHE 280, 1, BStBl II
2023, 642, Rz 31). Allerdings ist in diesem Zusammenhang auch die unterschiedliche Zweckrichtung der
Tatbestände zu beachten (vgl. Senatsurteile vom 24.05.2022 - IX R 28/21, Rz 25 sowie vom 14.02.2023 - IX R 11/21,
BFHE 280, 1, BStBl II 2023, 642, Rz 31, m.w.N.).


16


d) Nach diesen Maßstäben erfolgte keine Nutzung der Immobilie zu eigenen Wohnzwecken unmittelbar durch die
Kläger. Insbesondere kann ihnen keine mittelbare Nutzung zu Wohnzwecken durch die Überlassung der
Eigentumswohnung an die Mutter der Klägerin zugerechnet werden.


17


e) Auch Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes verhilft der Revision nicht zum Erfolg. Der allgemeine Gleichheitssatz
gebietet dem Gesetzgeber, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches seinem Wesen entsprechend
ungleich zu behandeln. Er gilt für ungleiche Belastungen wie auch für ungleiche Begünstigungen. Verboten ist
daher auch ein gleichheitswidriger Begünstigungsausschluss, bei dem eine Begünstigung einem Personenkreis
gewährt, einem anderen, vergleichbaren Personenkreis aber vorenthalten wird (vgl. statt vieler Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 28.06.2022 - 2 BvL 9/14, 2 BvL 10/14, 2 BvL 13/14, 2 BvL 14/14, BVerfGE 162, 277,
Rz 68, m.w.N.). Die Anknüpfung der Steuerbefreiung durch den Gesetzgeber in § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG
an die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken durch den Steuerpflichtigen ist jedoch nach der Überzeugung des Senats
ein hinreichendes, sachliches Differenzierungsmerkmal für die Anwendung der Begünstigung. Entsprechendes gilt,
soweit der Senat dem Steuerpflichtigen die unentgeltliche Überlassung an ein einkommensteuerlich zu
berücksichtigendes Kind als eigene Nutzung zurechnet. Als steuerliche Begünstigung ist der Tatbestand der
Steuerbefreiung nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG eng auszulegen. Soweit der Senat für die Begünstigung
die Überlassung an einkommensteuerlich zu berücksichtigende Kinder als unschädlich ansieht, besteht keine
Veranlassung, den Anwendungsbereich des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG über diese Fälle hinaus
auszuweiten. Anders als bei einem steuerlich zu berücksichtigenden Kind, für das bei typisierender Betrachtung eine
Unterhaltspflicht besteht und Unterhaltsaufwendungen erbracht werden, kann in den übrigen Fällen eine
Unterhaltspflicht sowie das Anfallen entsprechender Aufwendungen nicht ohne weitere Überprüfung im Einzelfall
angenommen werden. Im Übrigen war der Kläger seiner Schwiegermutter gegenüber mangels
Verwandtschaftsverhältnisses im Sinne von § 1601 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) nicht zum Unterhalt
verpflichtet (vgl. Staudinger/Klinkhammer (2022) BGB § 1601 Rz 27). Er war nur verschwägert nach § 1590 Abs. 1
BGB. Schließlich wurde eine Unterhaltspflicht der Klägerin gegenüber ihrer Mutter durch das FG nicht festgestellt
(§ 118 Abs. 2 FGO).


18


3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.19
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Urteil vom 26. September 2023, IX R 14/22
Private Veräußerungsgeschäfte: Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei Abtrennung und Veräußerung eines unbebauten
Teils des Wohngrundstücks


ECLI:DE:BFH:2023:U.260923.IXR14.22.0


BFH IX. Senat


EStG § 22 Nr 2, EStG § 23 Abs 1 S 1 Nr 1 S 1, EStG § 23 Abs 1 S 1 Nr 1 S 3, EStG VZ 2019 , GG Art 3 Abs 1


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 20. Juli 2022, Az: 4 K 88/21


Leitsätze


1. Zwischen dem angeschafften bebauten Grundstück und dem veräußerten, durch Teilung entstandenen unbebauten
(Teil-)Grundstück besteht wirtschaftliche (Teil-)Identität.


2. Die Tatbestandsausnahme in § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes erstreckt sich nicht nur auf
das zu eigenen Wohnzwecken genutzte Gebäude, sondern auch auf den dazugehörenden Grund und Boden, sofern ein
einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen dem Gebäude und dem Grundstück besteht.


3. Ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen dem zu eigenen Wohnzwecken genutzten
Gebäude und dem dazugehörenden Grund und Boden entfällt, soweit von dem bisher ungeteilten Wohngrundstück ein
(unbebauter) Teil abgetrennt wird. Die beiden dadurch entstandenen Grundstücke sind in Bezug auf ihre "Nutzung zu
eigenen Wohnzwecken" jeweils getrennt zu betrachten.


Tenor


Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 20.07.2022  - 4 K 88/21 wird als
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist die Steuerbarkeit des Gewinns aus der Veräußerung einer vom eigenen Wohngrundstück abgetrennten
unbebauten Teilfläche.


1


Die im Streitjahr zusammen zur Einkommensteuer veranlagten Kläger und Revisionskläger (Kläger) erwarben mit
notariell beurkundetem Vertrag vom xx.xx.2014 je zur Hälfte das im Ortsteil von A-Stadt gelegene Grundstück …
(Gemarkung … Flur …, Flurstück 10; Größe 3 863 m2) zum Kaufpreis von 123.000 €. Das Grundstück ist mit einem
Wohnhaus bebaut, das die Kläger seit 2015 bewohnen; die Außenflächen nutzten sie als Garten.


2


In zeitlichem Zusammenhang mit Verkaufsgesprächen veranlassten die Kläger die Teilung ihres Grundstücks. Im
Mai 2019 entstanden aus dem Flurstück 10 die Flurstücke 10/1 und 10/2. Das Flurstück 10/2 ist 1 000 m2 groß und
erhielt die Hausnummer … Es liegt vom Wohnhaus der Kläger betrachtet als Streifen am Ende des insgesamt
rechteckig geschnittenen Grundstücks. Das Flurstück 10/1 umfasst das bestehende Wohngebäude und die restlichen
Freiflächen. Mit notariell beurkundetem Vertrag vom xx.xx.2019 veräußerten die Kläger das Flurstück 10/2 für
90.000 €.


3


In ihrer Einkommensteuererklärung für 2019 machten die Kläger dazu keine Angaben. Der Beklagte und4
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Entscheidungsgründe


II.


Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) erfasste mit Einkommensteuerbescheid vom 12.01.2021 einen Gewinn aus der
Grundstücksveräußerung von 66.400 € (Veräußerungserlös 90.000 € ./. anteilige Anschaffungskosten 23.600 €;
Bodenrichtwert 23,60 €/m2 x Fläche 1 000 m2), den es den Klägern jeweils zur Hälfte als privates
Veräußerungsgeschäft gemäß § 22 Nr. 2, § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zurechnete.


Der hiergegen eingelegte Einspruch blieb ohne Erfolg (Einspruchsentscheidung vom 30.03.2021). Am 12.07.2022,
während des Klageverfahrens, änderte das FA den angefochtenen Bescheid nach § 10d Abs. 1 Satz 3 EStG und
berücksichtigte erstmals einen Verlustrücktrag aus 2020.


5


Das Finanzgericht (FG) hat der Klage teilweise stattgegeben und sie im Übrigen abgewiesen (Urteil vom 20.07.2022,
Entscheidungen der Finanzgerichte 2023, 494). Es berücksichtigte einen Veräußerungsgewinn von 58.160 €.


6


Mit der Revision rügen die Kläger die Verletzung materiellen Rechts. Die Veräußerung des Flurstücks 10/2 erfülle
schon mangels Nämlichkeit nicht den Tatbestand eines privaten Veräußerungsgeschäfts. Jedenfalls sei die
Veräußerung wegen der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken nicht steuerbar.


7


Die Kläger beantragen,
das angefochtene Urteil aufzuheben und unter Änderung des Einkommensteuerbescheides 2019 vom 12.07.2022
die Einkommensteuer auf den Betrag herabzusetzen, der sich ohne Ansatz von Einkünften aus privaten
Veräußerungsgeschäften ergibt.


8


Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


9


Die Revision ist unbegründet und daher nach § 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zurückzuweisen. Zu
Recht hat das FG sonstige Einkünfte aus einem privaten Veräußerungsgeschäft wegen der Veräußerung des
Flurstücks 10/2 bejaht (dazu unter 1.), die nicht von der Besteuerung ausgenommen sind (dazu unter 2.).


10


1. Aus der Veräußerung des Flurstücks 10/2 sind den Klägern dem Grunde nach sonstige Einkünfte aus einem
privaten Veräußerungsgeschäft nach § 22 Nr. 2 i.V.m. § 23 EStG entstanden.


11


a) Sonstige Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften sind unter anderem nach § 22 Nr. 2 i.V.m. § 23 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG Veräußerungsgeschäfte bei Grundstücken und Rechten, die den Vorschriften des
bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen (zum Beispiel Erbbaurecht, Mineralgewinnungsrecht), bei denen
der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt.


12


b) Nach dem Wortlaut sowie dem Sinn und Zweck des § 23 EStG sollen innerhalb der Veräußerungsfrist realisierte
Wertänderungen eines bestimmten Wirtschaftsguts im Privatvermögen des Steuerpflichtigen der Einkommensteuer
unterworfen werden. Daraus ergibt sich das Erfordernis der Nämlichkeit von angeschafftem und innerhalb der
Haltefristen veräußertem Wirtschaftsgut, wobei Nämlichkeit Identität im wirtschaftlichen Sinn bedeutet.
Wirtschaftliche Teilidentität ist grundsätzlich ausreichend, begründet ein privates Veräußerungsgeschäft aber nur
für diesen Teil des betreffenden Wirtschaftsguts. Ob und in welchem Umfang Nämlichkeit gegeben ist oder ein
anderes Wirtschaftsgut ("aliud") vorliegt, richtet sich nach einem wertenden Vergleich von angeschafftem und
veräußertem Wirtschaftsgut unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls. Maßgebliche Kriterien sind die
Gleichartigkeit, Funktionsgleichheit und Gleichwertigkeit von angeschafftem und veräußertem Wirtschaftsgut
(Senatsurteile vom 08.11.2017 - IX R 25/15, BFHE 260, 202, BStBl II 2018, 518, Rz 17 und vom 12.06.2013 -
IX R 31/12, BFHE 241, 557, BStBl II 2013, 1011, Rz 13 f., m.w.N.).


13


c) Wird ein Wirtschaftsgut angeschafft, aber (nach entsprechender Teilung) nur zum Teil veräußert, kommt
wirtschaftliche Teilidentität in Betracht. Die Aufteilung des Wirtschaftsguts kann bewirken, dass die Teile eine
andere Marktgängigkeit erhalten. Die wirtschaftliche Identität des aufgeteilten Wirtschaftsguts bleibt jedoch in den
Teilen erhalten, wenn die Teilung ohne aufwendige technische Maßnahmen durchgeführt werden kann und sich die
Marktgängigkeit des bisherigen Wirtschaftsguts in den Teilen fortsetzt. Das ist allgemein für Wirtschaftsgüter
anzunehmen, die durch bloßen Rechtsakt, gegebenenfalls verbunden mit einer Vermessung, geteilt werden und


14
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weiterhin verkehrsfähig bleiben. Beispiele hierfür sind außer der Aufteilung eines unbebauten Grundstücks in
Teilflächen auch die Aufteilung eines Wohngrundstücks in Eigentumswohnungen oder die Teilung eines GmbH-
Geschäftsanteils (BFH-Urteil vom 19.07.1983 - VIII R 161/82, BFHE 139, 251, BStBl II 1984, 26).


d) Nach diesen Maßstäben hat das FG zutreffend sonstige Einkünfte aus einem privaten Veräußerungsgeschäft
wegen der Veräußerung des Flurstücks 10/2 angenommen. Zwischen dem im Jahr 2014 angeschafften Flurstück 10
und dem im Streitjahr veräußerten Flurstück 10/2 besteht wirtschaftliche Teilidentität. Bei dem Flurstück 10/2
handelt es sich um eine unbebaute Teilfläche des ursprünglichen Flurstücks 10 und nicht um ein qualitativ anderes
Wirtschaftsgut. Die aus der Teilung des Flurstücks 10 hervorgegangenen Flurstücke sind zwar unterschiedlich groß,
unterscheiden sich aber ansonsten in ihrer Art, Funktion und Wertigkeit nicht voneinander.


15


Etwas anderes ergibt sich nicht aus dem klägerischen Vortrag, dass im Zuge der Teilung Vermessungsarbeiten sowie
Arbeiten an der Umfriedung erforderlich geworden seien. Diese Arbeiten prägen das neu entstandene Flurstück
nicht. Die Vermessung ist notwendige Voraussetzung für die Teilung; die Einfriedungsarbeiten waren erforderlich,
um das abgeteilte Flurstück 10/2 verkehrsfähig zu machen. Entsprechendes gilt für etwaige noch von den Klägern
erbrachte Abriss- und Abholzungsmaßnahmen auf dem abgeteilten Grundstück. Auch sie führen nicht zur Annahme
eines anderen Wirtschaftsguts.


16


2. Der Veräußerungsgewinn ist nicht wegen eigener Wohnnutzung von der Besteuerung ausgenommen.17


a) Ausgenommen sind nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG Wirtschaftsgüter, die im Zeitraum zwischen
Anschaffung oder Fertigstellung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken oder im Jahr der
Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden.


18


aa) Die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken setzt voraus, dass das Wirtschaftsgut vom Steuerpflichtigen selbst
tatsächlich und auf Dauer angelegt bewohnt wird (Senatsurteil vom 25.05.2011 - IX R 48/10, BFHE 234, 72, BStBl II
2011, 868, Rz 12 sowie Senatsbeschluss vom 28.05.2002 - IX B 208/01, BFH/NV 2002, 1284, unter II.2.a, m.w.N.).
Ertragsteuerlich bilden das Wohngebäude und der dazugehörende Grund und Boden unterschiedliche
Wirtschaftsgüter. Begrifflich kann nur das Wohngebäude zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden. Gleichwohl
erstreckt sich die Ausnahme auch auf den Grund und Boden, auf dem das Wohngebäude steht, soweit ein
einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen der Nutzung des Gebäudes zu eigenen
Wohnzwecken und der Nutzung des Grundstücks (zum Beispiel als Garten) besteht (vgl. Senatsurteil vom
25.05.2011 - IX R 48/10, BFHE 234, 72, BStBl II 2011, 868, Rz 13 ff., m.w.N.).


19


bb) Dieser Zusammenhang muss grundsätzlich im Zeitpunkt der Veräußerung noch vorliegen. Die in § 23 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG umschriebenen zeitlichen Voraussetzungen (vgl. dazu Musil in Herrmann/Heuer/Raupach,
§ 23 EStG Rz 131) beziehen sich auf das unmittelbar zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wirtschaftsgut
(Senatsurteil vom 25.05.2011 - IX R 48/10, BFHE 234, 72, BStBl II 2011, 868, Rz 17; zustimmend Bode, Finanz-
Rundschau 2012, 89, 91).


20


cc) Ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen dem zu eigenen Wohnzwecken genutzten
Gebäude und dem dazugehörenden Grundstück entfällt, soweit von dem bisher ungeteilten Wohngrundstück ein
(unbebauter) Teil abgetrennt wird. Davon ist das FG zu Recht ausgegangen. Für das neu entstandene unbebaute
Grundstück bewirkt die Teilung in Bezug auf die Annahme eines einheitlichen Nutzungs- und
Funktionszusammenhangs eine Zäsur. Auf die frühere Nutzung der ungeteilten Grundstücksfläche kommt es
insoweit nicht mehr an. Mit der Teilung entstehen aus dem bis dahin einheitlichen Wirtschaftsgut Grund und Boden
zwei neue Wirtschaftsgüter (Grundstücke), deren "Nutzung zu eigenen Wohnzwecken" jeweils getrennt zu
betrachten ist.


21


Dafür spricht auch, dass der Zweck des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG, die berufliche Mobilität nicht zu
behindern, nicht erfüllt ist, wenn die Wohnnutzung auf dem verbleibenden Grundstück fortgesetzt wird.
Demgegenüber können die Kläger mit dem Einwand nicht durchdringen, sie hätten das ungeteilte Grundstück
steuerfrei veräußern können. Unabhängig davon, ob die Annahme zutrifft, ist dieser Sachverhalt nicht verwirklicht.
Aber selbst wenn die Annahme zuträfe, ergibt sich daraus nicht, dass auch eine abgetrennte Teilfläche stets
steuerfrei veräußert werden kann.


22


Auch aus dem BFH-Urteil vom 10.08.1972 - VIII R 80/69 (BFHE 107, 199, BStBl II 1973, 10) ergibt sich nichts
anderes. Insbesondere ist danach nicht stets ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen
einer Wohnung und der gesamten Grundstücksfläche anzunehmen. Die Entscheidung enthält keinen derartigen
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Rechtssatz. Vielmehr rechnet der VIII. Senat Hof-, Garten- und Parkanlagen wegen der Besteuerung des
Nutzungswerts nach § 21 Abs. 2 EStG a.F. zur Wohnung, soweit diese in einem räumlichen Zusammenhang mit dem
Haus stehen, sodass hierdurch die Annehmlichkeit des Wohnens erhöht wird (BFH-Urteil vom 10.08.1972 -
VIII R 80/69, BFHE 107, 199, BStBl II 1973, 10).


dd) Wird von dem bisherigen Wohngrundstück eine unbebaute Teilfläche abgeteilt, kommt eine Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken insofern nicht in Betracht. Ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem
(weiterhin) zu eigenen Wohnzwecken genutzten bebauten anderen Grundstück ist trotz der Teilung jedoch nicht
grundsätzlich ausgeschlossen. Es bedarf vorliegend keiner Entscheidung, unter welchen Voraussetzungen der
Zusammenhang bejaht werden könnte. Denn jedenfalls dann, wenn die Teilfläche ‑‑wie hier‑‑ zum Zwecke der
Veräußerung und Bebauung durch den Erwerber abgetrennt, veräußert und zielgerichtet für die Übergabe
vorbereitet wird, ist ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen dem weiterhin zu eigenen
Wohnzwecken genutzten Grundstück und dem zu veräußernden Grundstück nicht (mehr) anzunehmen.


24


Darin liegt keine Ungleichbehandlung bei der Veräußerung geteilter und ungeteilter Grundstücke. Abgesehen
davon, dass ein Teil eines Grundstücks ohne vorherige Teilung nicht verkehrsfähig wäre, schließt die Teilung des
Grundstücks die Anwendung von § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nicht generell aus, sondern erst der fehlende
einheitliche Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen den durch die Teilung entstandenen Grundstücken.


25


b) Nach diesen Maßstäben hat das FG zu Recht eine Nutzung des Flurstücks 10/2 "zu eigenen Wohnzwecken" bis zur
Veräußerung verneint. Von vornherein unerheblich ist, wie die Kläger das ungeteilte Flurstück 10 genutzt haben.
Auch wenn die Kläger das Flurstück 10/2 bis zur Übergabe noch als Garten genutzt haben sollten, ist ein
einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem Wohngrundstück 10/1 nicht mehr anzunehmen.
Dieser wird überlagert und verdrängt durch die mit der Grundstücksteilung dokumentierte Veräußerungsabsicht und
die Aktivitäten der Kläger, die der Veräußerung des Flurstücks 10/2 dienten.


26


3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.27
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